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Jn Kreiſen der Volksparteiler und Deutſchnationalen
ſt man ſehr um die Staatsautorität, die angeblich von
ozialdemokratiſchen und ſonſtigen republikaniſchen Beamten
herabgedrückt wird, beſorgt.

er ſattſam bekannte volksparteiliche Abgeordnete
Heidenreich- Halle ſchrieb daher in der „Allg. Zeitung“
unter „Staatsautorität“ einen Artikel. Wie dieſer kühne
Mann die Staatsautorität haben will, bewies er damit, daß
er Hörſing und Severing anödete und bei der Polizei-
beamtenſchaft denunzierte.

Nicht in dem Sinne eines Heidenreich, Dryander
und Konſorten, ſondern aus ehrlicher Beſorgnis um die
Staatsautorität müſſen auch wir zu dieſer Frage Stellung
nehmen. Wir wollen zunächſt einige „kleine Anfra-
gen“ an den Regierungspräſidenten von Gersdorf
richtenKter Wie iſt es zu erklären, Herr Präſident, daß in der

„Hall. Zeitung“ wiederholt Notizen erſchienen ſind, die den
Inhalt wiedergeben aus Schriftſätzen, die nur der Regierung
ugegängen ſind? Wie kam das Urlaubsgeſuch des früherenKbrats K.aſparek, das perſönlich an Sie gerichtet war,

in die „Hall. Zeitung“? ie iſt es zu erklären, daß in
den deutſchnationalen Zeitungen zu leſen war, Oberpräſident
Hörſing habe einen ſcharfen Straferlaß gegen die
Polizeibeamten erlaſſen? Aus einem amtlichen Dementi des
Oberpräſidenten aber war zu erſehen, daß der Oberpräſident

ergeben.
2. Jſt Jhnen, Herr Regierungspräſident, bekannt, daß

Jhr Vertreter, Oberregierungsrat Bolze, zu Privat
perſonen und Beamten nur vom Oberpräſidenten als „der
Hörſing“ in mehr als wegwerfendem Tone ſpricht? Jſt
Ihnen bekannt, daß er die Redensart ſogar jungen Polizei-
offizieren gegenüber getan hat und von einem Polizei-
leutnant korrigiert wurde?

3. Jſt Jhnen, Herr Präſident, bekannt, daß Jhr Ver-
treter während Jhres Urlaubs einen Bericht an den
re über den „kommuniſtiſchen“ Landrat Dr. Lens-
dorf (Merſeburg) geſchickt hat, dem lediglich eine deutſch-
nationale Denunziation zu Grunde lag? Jſt Jhnen be-
kannt, daß dieſer Bericht unter Umgehung des Oberpräſi-
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ung, die denten direkt geſchickt wurde und wie man ſich in Merſeburg
seſpiel J offen erzählt, nur, damit der Bericht in Berlin war, wenn
ger die deutſchnationale Kommiſſion dort vorſprach. Jſt Jhnen
7 dekannt, daß deutſchnationale Kreiſe und Polizeioffiziere ſich
h »ffen rühmen, es ſei dafür geſorgt, daß die Regierung an

geegdenten Hörſing nur das ſchicke, was ſie für richtig

g5 halten4. Jſt Jhnen bekannt, Herr Präſident, daß auch ſog.
s Fachleute, d. h. Akademiker, die ſogar den bürger-

lichen Parteien angehören, als „Protege Hörſing“
de angeredet und behandelt werden, wenn Oberpräſident Hör-
77 ſing die Herren zur kommiſſariſchen Verwaltung eines

Amtes vorgeſchlagen hat?
e 5. Jſt Jhnen bekannt, Herr Präſident, daß der Land
c bund und andere landwirtſchaftliche Organiſationen, Feld-
emis diebſtähle ungeheuerlich übertreiben, auch frei erfinden, nur
er um einen Vorwand zur Schaffung von bewaffneten Organi-
er e ſationen zu haben? Jſt Jhnen bekannt, daß ſolche ſogen.

r. r von Offizieren geleitet und gegen
e die geſetzlichen Beſtimmungen und gegen den Friedensvertrag

w. in großer Zahl da ſind; daß die Organiſationen
Neu und Bewaffnung militäriſch ſind? Iſt weiter bekannt, daß

gen. ein Menſchenleben dieſem Flurſchutz bereits zum
geben Opfer gefallen iſt? Ferner, daß die Arbeiterſchaft die Frage

ernſtlich prüft, wie dieſem verbrecheriſchen, innen und
außenpolitiſch gefährlichen Treiben ein Ende gemacht wird?6. Jſt nen, Herr Präſident, bekannt, vaß J Polizei-
referent Reg.-Rat Kielhorn vor Freude bald über-
ſchlagen hat, als Jhr früherer Schützling Oberſt v. Hart
wig Polizeibeamten, die ihre volle Pflicht und Schuldig-
5 getan, aber Sozialdemokraten waren, rechtswidrig ent
aſſen hat?

7. Es iſt n bekannt, Herr Präſident, da der Land
eat Dr. Gericke in Torgau in der Haferablieferungs-
frage verſagt hat. Kennen Sie ſeine völlig unwahren und
ehrverletzenden Redensarten über die Frau des Reichs
präſidenten? Haben Sie ü das jeder Staatsautorität hohnſprechende Treiben dieſes Landrats dernebenbei r Parteifreund iſt den vorgeſetzten Dienſt

ſtellen Bericht erſtattet? 498. Es iſt en bekannt, Herr Präſident, daß die
volkspartei en und. deutſchnationalen
Redner, ſowie ihre Preſſe die unglaublichſten An

auf die ſozialdemokratiſchen Beamten, Landräte,iffeFerne ſter, Stadträte uſw. gerichtet haben. Als pflicht

treuer Beamter haben Sie ſich doch von den Angegriffenen

Steuergeſetzen veröffentlicht, die n
Zweg dienen, den ungeheuren finanziellen Verpflichtungenda v

keinen Fa

Zur Hevbung der Stagtsautorität.
Bericht erſtatten laſſen und erſehen, daß es Lug, Trug und
Verleumdung war. Haben Sie zur Hebung der Staats
autorität auch nur in einem einzigen Falle verſucht, die
Ehre der Jhnen unterſtellten Beamten zu ſchützen und gegen
die Verleumder und Ehrabſchneider Strafantrag geſtellt?

9. Jſt Jhnen, Herr Präſident, bekannt, daß die Polizei
beamtenſchaft der Auffaſſung iſt, daß die Wünſche der oberſten
Polizeibeamten recht ſchnell erledigt, die Wünſche und be-
rechtigten Forderungen der Hauptleute, Leutnants und
Wachmeiſter in ihrem Polizeidezernat aber unendlich lang-
ſam bearbeitet werden, ja faſt gar nicht vom Flecke kommen?

10. Jſt endlich bekannt, daß in einigen Standorten die
Polizeibeamten entgegen dem Verbot des Miniſters mit
geiſttötendſtem Drill gequält werden, der Polizei-
unterricht dagegen faſt ganz unterbleibt? Jſt es weiter
richtig, daß verfaſſungstreue Beamte, die der Sozialdemo-

Re 6keuervorlagen der Regierung.

Unmittelbar vor dem Zuſammentritt des Oberſten
Rates, der über das Schickſal Oberſchleſiens entſcheiden ſoll,
hat die deutſche Regierung die Entwürfe von 15 neuen

die alle dem gemeinſamen

2 5 4 n 5ber aus Abſicht d rfofotſein, wäre das weite der Fall, ſo wäre das ſicher ein taktiſch
geſchickter Zug: Der Welt vor der großen Entſcheidung noch

u zeigen, welche ungeheuren Opfer das
deutſche Volk auf ſich nimmt, um ſagen Ententegläubigern
ein zahlungsfähiger Schuldner zu ſein.

Das Schickſal der neuen Steuergeſetze ſteht beim
Reichstag. Daß ſie nicht alle, ſo wie ſie ſind, angenom-
men werden, darf man nach der bisherigen Praxis des
Reichstags als gewiß vorausſehen. Ob aber etwas Poſi-
tives zuſtande kommt, das ſoweit wie möglich geeignet iſt,
den Zweck zu erfüllen, das wird in hohem Grade von der
Entſcheidung über Oberſchleſien abhängen.Die Steuerberatungen werden in ganz verſchiedenen Akmo-
ſphären ſtattfinden, je nachdem im deutſchen Volk der Ein-
druck beſteht, daß durch Opfer ſchließlich doch eine Verbeſſe-
rung der Geſamtlage zu erreichen iſt, oder aber die Ueber-
zeugung vorwaltet, daß ja doch alles nichts hilft.

Die neuen Vorlagen, die an den Reichsrat gehen, bevor
ſie dem Reichstag unterbreitet werden, liegen noch nicht in
ihrem Wortlaut vor, ſondern der Oeffentlichkeit wird ihr
Jnhalt nur auszugsweiſe mitgeteilt. Bereits bekannt
waren nur das Zuckerſteuergeſetz, das die Steuer von 15 Pfg.
auf 1 Mark für das Kilogramm erhöht, das Geſetz über das
Branntweinmonopol mit einer Verfünffachung der Ein-
nahme und das Süßſtoffgeſetz. Es folgen Vervierfachung
der Leuchtmittelſteuer, Verdoppelung der Zündwarenſteuer
und der Mineralwaſſerſteuer, Vervierfachung der Bierſteuer,
Aufhebung der Ermäßigungen der Tabakſteuer, höhere Zölle
auf Kaffee, Tee, Schokolade, Erhöhung der Kohlenſteuer auf
25, ſpäter 30 Prozent, Verdoppelung der Umſatzſteuer.

All dies ſind Steuern, die den Verbrauch treffen und
die Lebenshaltung, die durch die Brotverteuerung verteuert
wird, abermals verteuern.

Viel ausführlicher als dieſe Verbrauchsſteuern
werden in der Veröffentlichung der Regierung die
Steuern auf den Beſitz behandelt. Der Raum, der
ihnen gewidmet iſt. beweiſt freilich nichts für die Bedeutung,
die ihnen in der Geſamtheit der Steuervorlagen zukommt,
Schätzungen der zu erwartenden Erträge fehlen in beiden
Fällen, ſo daß es unmöglich iſt, die Erträge der Verbrauchs-
ſteuern mit jenen der Beſitzſteuern zu vergleichen.

Schließlich folgt am Ende der vielſagende Satz:
und inwieweit es möglich iſt, noch auf anderem Wege als
dem der Beſteuerung den Beſitz zu den Laſten des Reiches
heranzuziehen, unterliegt noch der eingehenden Prüfung des
Kabinetts.“

Damit wird auf die Tatſache angeſpielt, daß das Projekt
einer feſten Beteiligung des Reichs an der Subſtanz und an
den Erträgen der Sachwerte zurzeit einer Prüfung durch
einen beſonderen Unterausſchuß unterliegt. Dieſes Projekt
hat bekanntlich in allen Kreiſen, die die Jntereſſen des

einmal

Ob

Beſitzes vertreten, einen gewaltigen Sturm hervor-
gerufen.

Was von dieſem Projekt in den Beratungen des Kabi-
netts übrig bleiben wird, läßt ſich ſchwer vorausſagen. Auf

wird es von der Sozialdemokratie ohne weiteres
r werden. Die Steuerreform legt der Maſſe des

lkes ungeheure Laſten auf, es iſt Pflicht dafür S ſorgen,
h der Beſitz den ſeinen nicht durch neue Winkelzüge

entzieht.

kratie angehören, ſich fürchten müſſen, während die An
hänger der Rechtsbolſchewiſten die Männer der Regierung
in unverſchämteſter Weiſe auch in den Dienſtſtunden an-
greifen?

Wir wollen uns heute mit dieſen wenigen Fragen be-
gnügen. Wir erbitten Antwort, denn davon hängt es ab,
wie wir eine Reihe weiterer ſehr delikater Fragen ſtellen.
Vielleicht iſt es möglich, den Glauben aller Republikaner, als
ob in Merſeburg zur Hebung der Staatsautorität nichts
getan wird, zu zerſtreuen. Wenn wir auch nicht daran
glauben, aber ausſprechen müſſen wir es, daß in unſeren
Parteikreiſen der Glaube immer mehr Wurzel faßt, daß die
Regierung in Merſeburg ſich allmählich zu einer Filiale der
deutſchnationalen Partei herausbildet, zumal vom Präſi
denten bis zum jüngſten Referendar nur Deutſchnatio-

De urſeines Geſetzes zur Abänderungdes nanſteuer von 14 auf 100 Mark für 190 Kilogramm.

2. Der Entwurf eines Süßſtoffgefetzes.
3. Der Entwurf eines Geſetzes über das

nale dort ſitzen.

Amtlich wird aus Berlin mitgeteilt:
Die Beratung des Reichskabinetts über die neuen

Steuern iſt zu einem gewiſſen Abſchluß gekommen. Ueber die ge-
ſamten Steuerpläne des Reichsfinanzminiſteriums kann folgender
Ueberblick gegeben werden. Es liegen folgende Geſetzentwürfe vor:

Branntweinmonopol. Erhöhung der Einnahmen aus dem
Hektoliter von 800 auf mindeſtens 4000 Mark unter gleichzeitiger
völliger Umarbeitung und Vereinfachung des Geſetzes.

4. Der Entwurf eines Geſetzes betr. die Er-
höhung einzelner Verbrauchsſteuern

a) Erhöhung der Leuchtmittelſteuerſätze auf das
vierfache,

b) Verdoppelung der Zündwarenſteuer und der Mine-
ralwaſſerſteuer,

c) Erhshung der Bierſteuer auf das vierfache, unter gleich-
zeitiger Erweiterung der Spannung zwiſchen dem höchſten
50 Mark und dem niedrigſten Steuerſatze 41 Mark,

Beſeitigung der Ermäßigung der Tabakſteuerſätze
(S 86 des Tabalſteuergeſetzes) unter gleichzeitiger Umgeſtaltung
der oberſten Stenerklaſſe für feingeſchnittenen Rauchtabak, Pfeifen
tabak, Kau- und Schnupftabak.

5. Der Entwurf eines Geſetzes über die Er
höhung von Zöllen, Erhöhung der Zollſätze für Bananen,
Datteln, Kaffee, Tee, Gewürze, Kakao und Schokolade, ſowie für
eine Reihe von Waren, die für den allgemeinen Verbrauch nicht
weſentlich ſind oder nur dem Luxus dienen.

6. Der Entwurf eines Geſetzes über die Ab-
änderung des Kohlenſteuergeſetzes. Erhöhung der
Kohlenſteuer auf 30 v. H. des Wertes unter gleichzeitiger Ermäch
tigung des Reichsminiſters der Finanzen, die Steuer vorüber
gehend auf 25 v. H. zu ermäßigen.

7. Der Entwurf eines Rennwettgeſetzes. Zu-
laſſung von Buchmacherwetten. a8s. Der Entwurf eines Kraftfahrzeugſteuer- e
geſetzes. Weſentliche Erhöhung der Kraftfahrzeugſteuer unter
Einbeziehung der Laſtkraftwagen.

9. Der Entwurf eines Verſicherungsſteuer-
geſetzes. Die gegenwärtig im Reichsſteuergefetz vorgeſehenen
niedrigen Steuergeſetze ſollen erhöht und die Steuerbefreiung ein
geſchränkt werden. Der Steuerſatz ſoll für Feuerverſicherungen
auf unbewegliche Gegenſtände 15 Pfg., auf bewegliche Gegenſtände
40 Pfg. für tauſend Mark betragen unter entſprechender Berück
ſichtigung für Baulotverſicherungen und Lebensverſicherungen h
4 Mark v. H. der Prämie.

10. Der Entwurf eines Geſetzes betr. die Ab
änderung des Umſatzſteuergeſetzes. Verdoppelung det
Umſatzſteuer unter gleichzeitiger Einſchränkung der Befrein
vorſchriften bei der Einfuhr und Ausfuhr, wobei jedoch den
dürfniſſen des Ausfuhrhandels Rechnung getragen werden 7
Möglichkeit der Vereinfachung der Luxusſteuer. Erhöhte Umſatz
ſteuer für Luxusgaſtſtätten mit einem Zuſchlagsrecht der Gemein
den. Der bisherige Beteiligungsſatz der Länder und Gemeinden
an der Umſatzſteuer ſoll unverändert bleiben.

11. Der Entwurf eines Geſetzes wegen Aende
rung der Körperſchaftsſteuergeſetzes. Die Körper
ſchaftsſteuer ſoll bei den Erwerbsgeſellſchaften 30 v. H. des ge
ſamten ſteuerbaren Einkommens betragen. Die bisherigen ſteuer
lichen VBegünſtigungen der Schachtelgeſellſchaft ſollen abgeſchwächt,
die Erhöhung der Körperſchaftsſteuer durch eine Milderung der

teilweiſe ausgeglichen werden.
Beſteuerung des Dividendeneinkommens in der Hand der Beſitzer
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12. Der Entwurf eines Ke, ener-geſe ges unter volſtändiger Umgeſtaltung des Reichsſtempel
geſetzes, aus dem die Veſteuerung der Rennwetten, Verſicherungen
und Kraftfahrzeuge in beſondere Geſege übernommen worden iſt,
ſollen die der Kapitalbildung dienenden Vorgänge in dem Kapital-
verkehrsſteuergeſetz zuſammen beſonders behandelt werden. Hier-
unter fällt die Begründung von Geſellſchaften, bei denen die Be
teiligung auf Kapitaleinlagen beſchränkt iſt. Hiervon iſt insbeſon
dere die Beſtenerung der Aktiengeſellſchaften mit 7 v, H. zu er
wähnen. Das Syſtem der Börſenſteuer ſoll unter Vornahme von
beträchtlicher Vereinfachung belaſſen werden, jedoch unter Sr
höhung der Sätze für Dividendenpapiere, insbeſondere Aktien. Die
Steuer ſoll hierfür ndengeſchäfte auf 6 v. H. erhöht, jedoch
beweglich r damit ſie ſich jeweils der wirtſchaft
lichen Lage anpaſſen kann Weiter iſt die Möglichkeit der Be
ſteuerung des Deviſenhandelg geſchaffen. Die letztere Maßnahme
ſoll aber erſt platzgreifen, wenn es die wirtſchaftlichen Verhält
niſſe angezeigt erſcheinen laſſen. Die Börſenumſatzſteuer ſoll auch
die Gewähr von Bezugsrechten ergreifen. Endlich enthält das
Geſetz eine Gewerheanſchaffungsſteuer, die gelegt wird auf Er
werbe von ganzen Geſchäftsunternehmungen und Sondervermögen
und die eine Ergänzung der Umſagſteuer bildet.

13. Entwurf eines Vermögensſteuergeſetzes.
Das Reichsnotopfer muß der fortſchreitenden Entwertung der Mark
und der Aenderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, denen es nach
der Anlage nicht Rechnung tragen konnte, angeſaßt werden. Jn
erſter Linie entbehrt das Feſthalten an einem beſtimmten Stich
tag, der nicht nur über die Steuerpflicht, ſondern auch über den
Vermögensſtand und die Vewertung des Vermögens entſcheidet,
bei der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Geſtaltung, die jeder
Schwankung der Mark folgt, der ſachlichen Berechtigung. Bei dem
Reichsnotopfer werden Vermehrungen des Vermögens und Wert-
veränderungen, die nach dem 31. Dezemher 1919 eingetreten ſind,
grundſätzlich nicht, Wertverminderungen nur im engen Rahmen be
rückſichtigt. Neugebildete Vermögen werden von ihm nicht erfaßt.
Die Ablöſung des Reichsnotopfers, das auch auf der Grundlage
einer beſſeren Mark errechnet worden iſt, kann mit der ſchlechte-
ren vorgenommen werden. Es läßt mithin gerade diejenigen in
weitem Sinne unberückſichtigt, die im wahren Sinne des Wortes
Nutznießer der Geldentwertung geworden ſind. Das Reichsnotopfer
ſtellt aber weiter deshalb eine unzulängliche Erfaſſung des trag-
ähigen Vermögens dar, weil die gegebenen kaewertungsvorſchrif
en unter dem Grundſatze einer beſonderen Schonung der Sach-
verte ſtehen. Eine Verückſichtigung der Sachwerte gegenüber dem
einen Kapitalvermögen erſcheint unter den gegenwärtigen Ver
Altniſſen nicht mehr vertretbar. Während das Kapitalvermögen
ch bei dem gleichbleibenden Nennbetrage wirtſchaftlich mit der
enkenden Kaufkraft der Mark vermindert, bleiben Gewerbebetriebe
ind Grundbefitz im weſentlichen von der Geldentwertung verſchont.
deshalb ſchlägt der Entwurf einen ſachgemäßen Ausbau des Reichs
iotopfergedankens vor, und zwar in der Weiſe, daß zwar der nach
em Geſetz über die beſchleunigte Erhebung des Reichsnotopfers
ezeichnete Teil erhoben, im übrigen aber an die Stelle des Reſt
retrages des Reichsnotopfers eine laufende Vermögensſteuer mit
inem zeitlich begrenzten Zuſchlage treten ſoll. Hierbei iſt in
lusſicht genommen, den feſten Stichtag aufzugeben und damit alle
jeugebildeten Vermögen zu erfaſſen, die in Zeitabſchnitten
on etwa 3 zu 3 Jahren oder auch in kürzeren Zeitabſchnitten zu
eranlagen und damit Wertſteigerungen und Wertminderungen
Fechnung zu tragen, ſchließlich aber das Vermögen unter anderen
virtſchaftlichen und rechtlichen Veſitzpunkten zu bewerten und da-
nit die ſchwerempfundene Ungleichmäßigkeit der geltenden Rege
ung auszugleichen. Die laufende Vermögensſteuer ſoll von 0,05
is 1 v. H. aufſteigen und bei nicht phyſiſchen Perſonen 1 vom
kanſend betragen. Hierzu ſoll auf die Dauer von 15 Jahren ein
zuſchlag treten, der für phyſiſche Perſonen 300 v, H., für nicht phy
ſche Perſonen 150 v. H. der Vermögensſteuer beträgt. Jede Be
ünſtigung des werdenden Vermögens ſoll beſeitigt, und dadurch
er Druck auf das Betrieb und Grundvermögen vermehrt werden.
die Belaſtung durch die Vermögensſteuer und den Zuſchlag wird
n vielen Fällen einen Engriff in die Vermögensſubſtanz unver-
neidlich machen. Der Entwurf will aber jeden Zwang zu unwirt-
chaftlicher Abgabe von Teilen der Subſtand vermieden, es viel
nehr der eigenen wirtſwaftlichen Entſchließung überlaſſen, in
velcher Weiſe der Steuerpflichtige die regelmäßig nicht aus ſeinen
kinkünften tragbare Steuerlaſt abbürden will. Zur Grundlage
er Wertermittlung ſoll grundſätzlich der gemeine Wert, wie ihn
ſie Reichsabgabenordnung umſchrieben hat, gemacht werden. Da
iber in einer Zeit ſtändiger Bewegung der Mark mit den her
ömmlichen Mitteln der Wertberechnung nicht auszukommen iſt,
ollen für die Dauer des Zuſchlages für alles Vermögen, das nicht
vie das Kapitalvermögen der Abwärtsbewegung der Mark folgt,

Re drei gerechten Kummucher.

Erzählung von Gottfried Keller.
Foriſetzung.)

Alle drei wetteiferten miteinander in der Ergeben
heit, Beſcheidenheit und Verſtändigkeit und in der an
mutigen Kunſt, ſich von der geſtrengen Jungfrau im Zaume
halten zu laſſen und ſie ohne Eigennutz zu bewundern,
und wenn die ganze Geſellſchaft beieinander war, glich ſie
einem ſeltſamen Konventikel, in welchem die ſonderbarſten
Reden geführt wurden. Trotz aller Frömmigkeit und De
mut geſchah es doch alle Augenblicke, daß einer oder der
andere, vom Lobpreiſen der gemeinſamen Herrin plötzlich
abſpringend, ſich ſelbſt zu loben und herauszuſtreichen
verſuchte und ſich, ſanft von ihr zurechtgewieſen, beſchämt
unterbrochen ſah oder anhören mußte, wie ſie ihm die
Lugenden der übrigen entgegenhielt, die er eiligſt aner
kannte und beſtätigte.

Aber dies war ein ſtre Leben für die armen Kamm-
macher; ſo kühl ſie. von Gemüt waren, gab es doch, ſeit
einmal ein Weib im Spiele, ganz ungewohnte Erregun
gen der Eiferſucht, der Beſorgnis, der Furcht und der Hoff
nung; ſie rieben ſich in Arbeit und Sparſamkeit beinahe
auf und magerten ſichtlich ab; ſie wurden ſchwermütig,
und während ſie vor den Leuten und beſonders bei Züs
fich der friedlichſten Beredſamkeit befliſſen, ſprachen ſie,
wenn ſie zuſammen bei der Arbeit oder in ihrer Schlaf
kammer ſaßen, kaum ein Wort miteinander und legten
ſich ſeufzend in ihr gemeinſchaftliches Bett, noch immerſo ſtill und vertréguch wie drei Bleiſtifte.

Ein und derfelbe Traum ſchwebte über dem Kleeblatt,
bis er einſt fo lebendig wurde, daß Jobſt an der
Wand fich herumwarf und dex Dietrich anſtieß; Dietrich
fuhr zurück und ſtieß den dein und nun brach
in den ſ. mertrunkenen Geſellen ein wilder Groll aus
und in Bette derder ſſchreckbarſte Kampf, indem ſiewährend drei Minuten u ſo heftig mit den Füßen

5 der Geldwertdewegung angepaßte Bewertungsgrundſäte
gelten. Die Grundſätze ſollen von dem Reichsfinanzminiſter der
Finanzen nach Anhörung des Reichsrats ſowie von berufenen Ver
tretern der verſchiedenen Erwerbszweige ſowie ynder Beteiligung
des Reichswirtſchaſtsrgts mit bindender Kraft erlaſſen werden.
Sie ſollen dem Wert der Marr Rechnung tragen und bei dem
Betriebsverriögen i ndere auf Gewinn und Umſatz des
Unternehmers Rückſicht nehmen. Dabei ſoll angeordnet werden
können, daß der Wertherechnung feſte Durchſchnitteſätze zu Grunde
gelegt werden. Das Ziel der Bewertungsvorſchriften ſoll und
muß ſein, die Sachwerte voll und ganz in entſprechender Weiſe zur
Abgabe heranzuziehen. Tahoweit Zahlungen über den beſchleunigt
zu entrichtenden Teil des Reichsnotopfers hinaus geleiſtet worden
ſind, ſollen ſie unter entſprechende Verzinſung auf die Ver
mögensſteuer angerechnet oder auf Antrag in den gleichen Zah
lungsmitteln erſtattet werden, in denen ſie entrichtet worden ſind.

14. Der Entwurf eines Vermögenszuwachs-
ſteuergeſetzes. An die Stelle des geltenden Beſitzſteuergeſetzes
ſoll im Anſchluß an die unter Ziff. 13 erwähnte Vermögensſteuer
eine Vermögenszuwachsſteuer treten, bei der die Wertung des Ver
mögens nach den gleichen Grundſätzen wie bei der Vermögensſteuer
erfolgen ſoll. Vermögen, die nicht mehr als 100 000 Mk. betragen,
und ein Zuwachs, der 25 000 Mark nicht überſteigt, ſollen von der
Steuer frei bleiben. Der Steuerſatz ſoll mit 1 v. H. für die erſten
100 060 Mark beginnen und bei Zuwachsbeträgen von über 6
Millionen Mark den Höchſtſatz von 10 v. H. erreichen.

15. Der Entwurf eines Geſetzes üher die Ab-
gabe vom Vermögenszuwachs aus der Nach-
kriegszeit. Die Entwertung der Mark ſeit dem Jahre 1919
hat auf der einen Seite manchen Vermögen nur einen Bruchteil
ihrer früheren Kaufkraft gelaſſen, auf der anderen Seite rieſen-
hafte Gewinne geſchaffen, rieſenhaft ſelbſt unter Verückſichtigung
des Umſtandes, daß es ſich nicht um wertvolle Goldmark, ſondern
um entwertete Papiermark handelt. Dieſe Gewinne müſſen zur Ve
ſteuerung herangezogen werden, trotz des Bedenkens, daß hierdurch
eine verſtärkte Steuer und Kapitalflucht oder cine ſinnloſe Ver
ſchwendungsſucht oder ſonſtige unproduktive Wirtſchaftsführung
herbeigeführt werden kann. Es ſollen in erſter Linie die großen
Gewinne, die in direkter oder indirekter Nach rkung des Krie-
ges gemacht worden ſind, zur Steuer herangezogen werden. Dabei
muß ebenſo wie bei den Kriegsgewinnen von einer Begriffsbeſtim
mung der RNachkriegsgewinne abgeſehen werden und die Beſteue
rung unter Schonung des mäßigen Zuwachſes den in der Nach-
kriegszeit entſtandenen Vermögenszuwachs erfaſſen. Vermögen
bis zu 200 9000 Mark ſollen von der Abgabe befreit bleiben, ebenſo
ein Zuwachs von nicht mehr als 100 000 Mark. Die Seuerſägze
ſollen ſich zwiſchen 5 und 39 v. H. bewerten und die Bewertung
ſoll bei dem Kapitalvermögen und dem umlaufenden Betriebs-
kapital nach dem gemeinen Wert dag Grundvermögen und das
ſtehende Betriebskapital dagegen nach Wahl des ſteuerpflichtigen
mit dem gemeinen Werte oder mit den Geſtehungskoſten angeſetzt
werden.

Die unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Entwürfe liegen dem
Reichstage bereits vor. Die übrigen Entwürfe ſind entweder be
reits dem Reichsrat und Reichswirtſchaftsrat vorgelegt oder wer
den dieſen Körperſchaften in den nächſten Tagen vorgelegt werden.

Die vorſtehend unter Nr. 8, 11, 12, 13, 14 und 15 aufgeführten
Entwürfe wollen die Belaſtung des Beſitzes ſoweit als irgend
möglich weiter ausbauen. Zieht man aber weiter noch in Be
tracht, daß der Beſitz auch noch von den Ertragsſteuern der Länder
und Gemeinden erfußt wird, ſo ergibt ſich, daß die Geſamtbelaſtung
durch direkte Steuern gegenwärtig und künſtig mit der Belaſtung
durch indirekte Steuern in Gleichgewicht ſteht, und dadurch dem
Grundſatze einer ausgleichenden ſteuerlichen Gerechtigkeit Rech-
nung trägt. Ob und inwieweit es möglich iſt, noch auf einen an
deren Wege als dem der Beſteuerung den Veſitz zu den Laſten des
Reichs heranzuziehen, unterliegt noch der eingehenden Prüfung
des Kabinetts.

Vor der Entſcheidung üher Oberſchleſien.

Der Oberſte Rat tritt heule zuſammen.

Paris, 7. Auguſt. (W. T. B.) Auf der Tagesordnung
der Konferenz ſteht außer der Frage der Entſendung
von Truppenverſtärkungen nach Oberſchleſien und der Zu-
teilung des Abſtimmungsgebietes die Frage der Aufhebung
der Zwangsmaßnahmen am Rhein, die Aburteilung der Krieps-
beſchuldigten, die Frage der Herſtellung von Luftſchiffmaterial
für den Verkehr in Deutſchland, die Orientfrage, die Frage dier
Hilfe für Rußland und jedenfalls auch die finanzielle Lage
Oeſterreichs.

Der öſterreichſſche Gefandte in Parke W
Petit mitteilt auf dem Quai dOD pein,an de reiche vage, Deſterreg e den

zW z es m J zauch auf die Tagesordnung ndie Dauer d er Konfe renß in
geſehen.

Paris, 7. Auguſt. (W. T. Wie Havas mitter.,

die egten Sa ine erüfung der ober e en FrJeſterſ den Bericht an den Oberſten Rat beendet, in
m das Ergebnis ihrer Arbeiten nied

richt enthält Punkte, Aber die eine
und Punkte, die Wieinungsverſ ge
Der Sachverſtändigenausſchuß überläßt Oberſten Rat
die endgüäültige Entſcheidung über Oberſchleſien.

Rom, 6. Auguſt. (W. T. B.) Der Miniſterpräſident
Bonomi und der Finanzminiſter Sol eri ſind mit einigen
Beamten des Miniſteriums des Aeußeren, des Finanz-, des
r Frd des Miniſteriums des Jnneren naqh

aris abgereiſt,
London, Aug. (Reuter.) u u und LordCurzen ſind heute morgen mit der britiſchen Delegation nach

Paris abgereiſt.
Paris, 8. Aug. Lloyd George, Curzon, die Gr. britiſche

Delegatien und der Londoner japanſſche Botſchafter trafen
hier ein. Die Sitzung des Oberſten Rates beginnt mit
Rüchſicht auf Jonop 8 e n de n w

aris, 8. Aug. Der Präſident der ublik iarg Charles Laurent, den franzöſiſchen Bolſchafte

in Berlin, empfangen.Paris, 8. Klwuſt (Havas.) Lloyd George hatte geſtern
abend den Miniſterpräſidenten Briand zum Eſſen dem

otel Crillon eingeladen. Das Eſſen trüg us intimen
harakter. Nur Sir Robert Horne und zwei Sekretäre

von Lloyd George waren zugegen. Nach dem Eſſen unter
hielten ſich die beiden Leiniſterpräſidenten ziemlich lange
unter vier Augen. Heute vormittag wir keine Sitzung des
Obrſten Rates ſtattfinden. Jn Anbetracht der ſpäten An-
kunft des italieniſchen Miniſterpräſidenten Vonomi wird die
Sitzung, die im Miniſterium des. Aeußern ſtattfinden wird,
erſt um 3 Uhr nachmittags beginnen. rend des Vor
mittags wird ſich Lioyd George mit den engliſchen Sachver
ſtändigen beſprechen, die an den Arbeiten des mit der Vor
prüfung der oberſchleſiſchen Frage beauftragten Ausſchuſſes

beteiligt waren.

Die Pariſer Sonntagsblätter über die Knferenz.
aris, 7. Auguſt. (TU.) Die heutigen Blätter beſchäf-e ſich ausführlich mit dem Oberſten Rat, deſſen erſte

rng morgen vormittag um 11 Uhr ſtattfinden wird. Der
Perſonlichtelt Lloyd Georges, der heute nachmittag in Paris

eintrifft, ſind zahlreiche Artikel gewidmet. „Petit Pariſien
gibt der Ausdruck, daß Lloyd Feorgt der Entente
und Frankreich treu bleiben werde und erklärt, daß der
Verſailler Vertrag das Werk Lloyd Georges ſei. Er dürfe
jetzt nicht daran denken, ſein eigenes Werk zu zerſtbren. Au
der Tagesordnung des Oberſten Rates werde wahrſcheinli
auch die Frage der Kontrolle der deutſchen Flu zeugtonſtrun
tion ſtehen. „Echo de Paris“ erklärt, daß Frankreich un
bedingt eine wirkſame Kontrolle über die deutſche Flugzeug
konſtruktion verlangen müſſe.

Dankend abgelehnt. Auf Weiſung der britiſchen Regierunghat die brlide de aft Korfanty, ber nach leben

ki

S

gehen
wünſcht, um dort für die polniſche Sache zu wirken, daß Paßviſun

verweigert. vatt hreWer iſt Joſchke? Die franzöſiſche Regierung hatte verbrelaſſen, 34 örder des frahgöſiſchen Majors We ſei ein
Deutſcher. Nach den von Deutſcher Seite angeſtellten Unter
ſuchungen handelt es ſich bei dem Joſchke aus Kreuzburg um eino ſee Jndividuum, das längere Zeit in polniſchen Dien
ſien geſtanden und ſich vor ſeiner Verhaftung in Kreuzburg ſehr

auffällig benommen habe.
Sinnfeiner freigelaſſen. Die britiſche Regierung hat in Ge

mäßheit des von dem Premierminiſter Lloyd Georgeöffentlich geleiſteten feierlichen Verſprechens, daß die britiſche Re
ierung in jeder möglichen Weiſe die im Gange befindlichen Bekennt zur Herbeiführung des Friedenszuſtandes in

Jrland fördern werde, nunmehr beſchloſſen, unverzüglich und be-
dingungslos alle Mitglieder des Sinnfeinerparlaments freizu
laſſen, die gegenwärtig interniert ſind oder in Gefängniſſen ſich

ſtießen, traten und ausſchlugen, daß alle ſechs Beine ſich
ineinander verwickelten und der ganze Knäuel unter furcht
barem Geſchrei aus dem Bette purzelte. Sie glaubten
völlig erwachend, der Teufel wolle ſie holen, oder es
ſeien Räuber in die Kammer gebrochen; ſie ſprangen
ſchreiend auf, Jobſt ſtellte ſich auf ſeinen Stein, Fridolin
eiligſt auf ſeinen und Dietrich auf denjenigen, unter
welchem ſich bereits auch ſeine kleine Erſparnis ange
ſetzt hatte, und indem ſie ſo in einem Dreieck ſtanden,
zitterten und mit den Armen vor ſich hin in die Luft
ſchlugen, ſchrien ſie Zeter Mordio und riefen: „Geh
fort! Geh fort!“ bis der erſchreckte Meiſter in die Kam-
mer drang und die tollen Geſellen beruhigte. Zitternd
vor Furcht, Groll und Scham zugleich krochen ſie end-
lich wieder ins Bett und lagen lantlos nebeneinander bis
zum Morgen.

Aber der nächtliche Spuk war nur ein Vorſpiek ge
weſen eines größeren Schreckens, der ſie jetzt erwartete,
als der Meiſter ihnen beim Frühſtück eröffnete, daß er
nicht mehr drei Arbeiter brauchen könne und daher zwei
von ihnen wandern müßten. Sie hatten nämlich des
Gnten zuviel getan und ſo viel Ware zuweg gebracht, daß
ein Teil davon liegen blieb, indes der Meiſter den ver
mehrten Erwerb dazu verwendet hatte, das Geſchäft, als
es auf dem Gipfelpunkt ſtand, um ſo raſcher rückwärts
zu bringen, und ein ſolch luſtiges Leben führte, daß er
kald doppelt ſo viel Schulden hatte, als er einnahm.
Daher waren die Geſellen, fo fleißig und enthaltſam ſie
auch waren, plötzlich eine pderſſze Laſt. Er ſagte
ihnen zum Troſt, daß ſie ihm alle drei gleich lieb und
wert wären uzid es ihnen überließe, unter fich auszu
machen, welcher dableiben und welche wandern ſolkten.
Aber ſie machten nichts gus, ſondern ſtanden da, bleich
wie der Tod und lächelten einander an; ſie ge-
rieten dann in eine furchtbare Aufregung, da dies die
verhängnisvotlſte Stunde war; denn die Ankündigun
des Meiſters war ein ſicheres Zeichen, daß er es nicht
lange mehr treiben und das Kammfabrikchen endlich wie

denen
der käuflich würde. Alſo war das Ziel, nach dem ſie
alle geſtrebt, nahe und glänzte wie ein himmliſches Je
ruſalem und zwei ſollten vor den DToren desſelben um-
kehren und ihm den Rücken wenden.

Ohne alle fürdere Rückſicht erklärte jeder, dableiben
zu wollen, und wenn er ganz umſonſt arbeiten müſſe.
Der Meiſter konnte aber auch dies nicht gebrauchen und
verſicherte ſie, daß zwei von ihnen jedenfalls zen müß
ten, ſie fielen ihm zu Füßen, ſie rangen die Hände,
ſie beſchworen ihn, und jeder bat insbeſondere für ſich,
daß er ihn behalten möchte, nur noch zwei Monate, nur
noch vier Wochen. Allein er wußte wohl, worauf ſie
ſpekulierten, ärgerte ſich darüber und machte ſich über
ſie luſtig,i ndem er plötzlich einen ſpaßhaften Ausweg
vorſchlug, wie ſie die Sache entſcheiden ſollten.

„Wenn ihr euch durchaus nicht einigen könnt,“ ſagte
er, „welche von euch den Abſchied wollen, e will ich euch
die Weiſe angeben, wie ihr die Sache entſcheidet, und ſo
ſoll es dann ſein und bleiben! Morgen iſt Sonntag, da
zahle ich euch aus, ihr packt euer Felleiſen, exgreift euren
Stab und wandert alle drei einträglich zum Tor hinaus,
eine gute halbe Stunde weit, guf welche Seite ihr wollt.
An ruhet g2r euch aus I nen pwen
rinken, wenn ihr mögt, un as getan, ſa wan-dert ihr wieder in die 33 erein, wne von euch

dann der erſte ſein wird, der mich von neuem um Arbeit
anſpricht, den werde ich behalten; die anderen aber
werden unausbleiblich gehen, wo es ihnen beliebt

Sie fielen n abermgls zu Füßen und baten ikm,
von diefem V amen Vorhaben 9 ehen, aber umſenſt;
er blieb feſt und unerbittkich ehons der
Schwabe auf und rannta wie beſeſſen zum Hauſe
und zu Züs Bünzlin hinüber
Jobſt und der Bayer, ſo unterbrachen fie
und rannten ihm nach, und die ver
alſobald in die Wohnung dex erſchx
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e a n Ungarn.
Während die deu Wir noch ſtark unter einem»erminderten Abſatz zu leiden ha e unſere Handelsbilanz

das unbefriedigende Vild einer zu ſtarken Einfuhr
zeigt, ergibt das Außenhandelsbild in Frankreich das r
günſtige Ergebnis einer ſtark verminderten Einfuhr
und der Ueberrägung der Ausfuhr für das diesjährige erſte

S im Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres.
bemerkenswert bei der Einfuhr iſt der ſtarke Rückgang
er Lebensmittelzufuhr. Während im Vor
jahre 8,8 Millionen Tonnen Lebensmittel eingeführt wur
den, ſind es in dieſem r nur 1,6 Millionen. Iig minder
ſank die in von Fertigfabrikaten, von 1,2 Millionen
Tonnen auf 0,8 Millionen Tonnen. Jn der Ausfuhr zeigen
die Lebensmittel eine Zunahme im gleichen Zeitraum von
d,4 Millionen Tonnen auf 0,6 Millionen Tonnen, die Roh-
toffe von 42 Millionen Tonnen auf 5,6 Millionen Tonnen,die Induſtrieprodukte von 0,8 Millionen auf 1,0 Millionen.
Nach dem Wert gemeſſen ergibt ſich im erſten Halbjahr 1921
eine Einfuhr von 10,4 Milliarden, der eine Ausfuhr
von 10,7 Milliarden gegenüberſteht. Mit dieſem Abſchluß
erreicht Frankreich eine unter den gegebenen Verhältniſſen
ſehr r oſition und eröffnet die Ausſicht, daß
unter dieſer wirt lichen Erſtarkung auch der ungünſtige
Stand der Valuta überwunden wird.

Von der deutſchen Induſtrie iſt vor einiger Zeit, als
wir noch einen etwas beſſeren Markkurs hatten, vielfach be
hauptet worden, ihre Konkurrenzfähigkeit ſehr ſtark be
drängt wird und die Ausſichten für den Außenhandel immer
ungünſtiger werden.

Wie immer in ſolchen Fällen ſpielte das Verlangen eine

Rolle, durch eine der Arbeitslöhnedie Lenntent igkeit zu heben. Abgeſehen davon, daß
die Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Jnduſtrie gegenwärtigmehr unter zollpolitiſchen Maßnahmen des Aus
landes zu leiden hat als unter Valutaſorgen und 83 enLöhnen, iſt es immerhin wertvoll, einiges über die z
des Auslandes zu erfahren. Jm amerikaniſchen Re
präſentantenhaus iſt das Ergebnis einer Unter-
ne über die Löhne in der Textilinduſtrie aus einigen

äHauptländern dieſes Gewerbes unterbreitet worden. Die
um wen ſten ergibt den nachfolgenden Vergleich:

Die chenlöhne betrugen in Dollar in der
Baumwollen

weberei Weollſpinnerei Wollwebergi

Nordamerika 20,86 39,33 38,98
England 12,39 165,68 17,70Belgien 12,29 9,54 9,63Frankreich 9,12 12,0
talien 5,14apan 4,56 6,0Deutſchland 4,35 4,74 4,35
Die Löhne laſſen einen weiten Abſtand Deutſchlands

gegenüber Amerika und auch, England, ja ſelbſt Belgien er
kennen. Bei dieſen großen S iſt aber ferner zu
beachten, daß der Preis für Lebensmittel in Amerika nahezu
wiederum auf den Vorkriegsſtand angelangt iſt, während bei
uns noch eine 15--16 fache hier beſteht. S es
unter ſolchen Umſtänden ausgeſchloſſen ſein muß, die deutſchen
Löhne zu erniedrigen, bedarf keiner näheren Begründung,
im Gegenteil, wir ſtehen vor einer e ſtarken
Bewegung zu einer allgemeinen Erhöhung
der Löhne und Gehälter.
Nicht nur die Steuerpolitik, die uns die Preiſe in die

Höhe ſchrauben wird, auch die Geſamtlage unſerer Lebens-
mittelverſorgung läßt leider in den kommenden Monateneine ſtarke rei teigerung befürchten. Wir hören bereits die

Klagen der Landwirte über eine ſchlechte Ernte. Eine
ſchlechte Ernte bedeutetfür Deutſchland ver
mehrte Einfuhr, und bei der fortgeſetzt zu
nehmenden Entwertung der Mark erhöhte
Preiſe für alle aus dem Ausland hereinge-
holten Produkte Unſere Brotgetreidewirtſchaft wird
eine ſehr harte Prüfung auszuhalten haben, die aller Vor
ausſicht nach einen für die Bevölkerung ſehr üblen Verlauf
nehmen wird. Wir hören fortgeſetzt die Anforderungen, daß

die nur für einen geringen
Teil des Getreides gefordert wird, weiter gemindert werden
möge. Die Ernte iſt hierfür mehr Vorwand,

erlangen, einen möglichſt großen Teil-
betrag des Brotgetreides unter die enorm hohe
Preisſteigerung für Auslandsgetreide zubringen. Die Avſorw erung der Regierun für die Zwangs-
ablieferung geht im weſentlichen darauf hinaus, kaum 773

Drittel einer ſehr mäßigen Ernte für die Jwang s
ab lieferung zu beanſpruchen. Sie läßt die kleineren
Beſitzer überhaupt von der Abgabe frei. Der angeforderte
Ertrag iſt hrrli auch in den un günſtigſten Be
zirken bei einigen gutem Willen einzubringen. Aber es
ſteht ſo, daß für Auslandsgetreide gegenwärtig ein Preis von
ungefähr 5000 Mk. die Tonne in Betracht kommt, während
die Regierung für das ngsweiſe abzuliefernde Getreide
2300 Mk. bezahlt. Das iſt zwar ein Preis, der 600-—800 Mk.
über dem Vorjahrspreis ſteht, aber die Differenz, die
nunmehr nach dem 15. Auguſt für das frei in den Handel
kommende Getreide ergibt, iſt 0 enorm r daß mit einem
entſchiedenen Widerſtand andwirtſ zu rechnen iſt,
Getreide zu dem angeſetzten mäßigeren Preis abzuliefern.

Allerdings hat die Regierung in ihrer Verordnung ge
wiſſe Machtmittel, um die Erfüllüng der Ablieferung zu er
zwingen, aber ob Herr Hermes, der bisher glle Wünſche der
a andwittſchaſt in weitgehendem Maße erfüllt hat,

entſchließen kann, mit allen i zur g. enden
Machtmitteln gen die wie trebende Landwirtſchaft vor
zugehen, erſcheint nach den bisherigen Erfahrungen zweifel
haft. Wir werden alſo am freien Markt einen Preis von
5000 Mk., ähnlich wie ihn das Auslandsgetreide erreicht, zu
r ben, und bei dieſem Preis werden wir eine
plötzliche Aufwärtsbewegung der Brotpreiſe, ſoweit e9
m freien Verkehr kommt, zu verzeichnenjaben, d viele, die für die freie Wirtſchaft ſchwär
men, eine große Enttäuſchung erleben werden.

Jn Ungarn iſt das u der Permögens-ab gabe des landwirtſchaftli en h DieRegierung verſucht mit aller Ent heit dieſes
Durchführung v bringen. s Ziel inanzminiſteHegedüs iſt, die Vermögensabgabe der La a m
der Bodenreform zu verbinden, und zwar in der Weiſe, die
dem G entnommenen Aeckernegen Verpflichtung in der

r parlgmentariſcher Unterſu

nach S 105 des Strafgeſetzbuches eingeleitet iſt, der Zuchthaus

S

wirtſchaftlicher Produkte, vor allem Weizen,erſt der e ſo gedacht, daß der dte
Abgabe aus ſeinen Aeckern und Weiden
Kleinbeſitz, dem Aecker überwieſen werden, ſich durch eine
Weizenlieferung an den Staat zur Verzinſung des ihm über
wieſenen Beſitzes verpflichtet. Befreit ſollen nur die klein
ſten Landwirte werden, niemand ſonſt ſoll von der Steuer
verſchont bleiben. Daneben ſollen die Pächter eine größere

abe in Geld nach dem Wert ihres Jnventars, insbe
ondere der Größe des Viehſtandes, abführen. Es ergibt
ieraus, daß ziemlich hart gerade in dieſem ſtark ggrariſ

durchſetzten Staat in den ländlichen Beſi eingegriffen wird.
hrend bei uns umgekehrt immer wieder eine ſtarke ein

ſeitige Begünſti ng des landwirtſchaftlichen Großgrund
beſißes gelbt wird. Denn niemand hat von den
etzt eintretenden Preis ſteigerungen fürrotgetreide relativ ſe gewaltigen Nutzen,

wie der Großgrundbeſitz.

e ruſſiſche Tragödie.
Terioki, 6. Auguſt. (OE.) Die Sowjetregierun erläßt

eine r wen alle Mediziner und Sanitäre
W Kampf gegen die Cholera mobiliſiert werden. Die

ehrzahl von ihnen wird in die Hungergegenden komman
diert. Die Sowjetpreſſe wirft die Frage einer Zwan g s
entſendung der Jntelligenz zum Kampf mit dem
Hunger und den Seuchen auf, da jene ſich nicht freiwillig
dazu bereit fänden. Die Zahl der bis zum 23. Juli in
Sowjetrußland regiſtrierten Cholerafälle beträgt, der
Sowjetpreſſe zufolge 4 919. Während der letzten 2 Wochen
iſt die Zahl der rkrankungen infolge der kühleren Witte-
rung zurückgegangen, aber unter den Hungernden in Sa-
mara allein kommen täglich 400 Fälle vor, täglich werden
den Behörden 60--70 obdachloſe Kinder zugeführt, deren
Eltern geſtorben oder en ſind, und es fehlen Lebens-
mittel für ſie. Nach den Berichten der Hilfskommiſſion des
Zentralexekutivkomitees nährt ſich die Bevölkerung im Gou

S 7 Surr ger die Erkrankungen anorbut na ziehen. Jn Petersburg hat die ſibiriſche Beulenpoſt mehrere Opfer gefordert. v x
Die Petersbur „Prawda“ meldet, daß die weitere

Annahme von Paſſagieren auf der Omsker und den Oſt
Eiſenbahnen einge tellt werden mußte, da angeſichts der
Ueberfüllung die Eiſenbahnwagen ſtark beſchädigt worden
nd. r evertretern gegenüber hat Kamenew erklärt

S s

zu Kbergeben.
Frdbeg ſeine
tigt, und der

000 Flüchtlinge aus den Hungergebieten nach
rien abtransportiert ſeien.
Die r hat der deutſchen Wolga-Kom miſſion das Recht verliehen, auf dem Geſamtgebiete

der Sowjetrepublik Brot und Saatgetreide einzukaufen

Hilſe für Rußland und Ad68.

Der Einladung der Vereinigten Kommuniſtiſchen Partei
Deutſchlands, mit ihr gemeinſam eine Hilfsaktion für das von
Hungersnot und Seuchen ſchwer bedrohte Rußland zu ver
anſtalten, konnte der Vorſtand des Allgemeinen Deutſchen Ge
werkſchaftsbundes aus Gründen, die einer Erörterung hier
nicht bedürfen, nicht Folge leiſten

Es fehlt uns aber nicht an Mitgefühl mit den notlejdenden
uſiſwen Arbeitsbrüdern und wir weſſen auch den Gedanken
weit von uns, etwa dieſe Unſchuldige verantwortlich zu machen
und ſie büßen zu laſſen für die Sünden der jetzigen
Gewalthaber in Sowjetrußland, die ihre reichen Geld
mittel und ihre Sendboten fortdauernd nach Deutſchland
ſchicken zu dem Zwech, unſere Gewerlfhaften zu zerſtören.

Wir ſind ugt, daß die große Maſſe der deeutſchen
Arbeiterſchaft in dieſer Stellungnahme einig mit uns iſt.

Wie aber können wir unſere Solidarität mit den Arbeitern
Rußlands bekunden, wie können wir ihnen in ihrer ſchweren
Not helfen?

Gewiß iſt das Elend in Rußland größer als die Not, von
der die Arbeiterſchaft in unſerem eigenen Lande ſeit Jahren
heimgeſucht wird. Aber wir glauben nicht, daß die ArbeiterPenhchland angeſichts der Lage, in der ſie ſich gerade jetzt

befinden, ſelbſt beim beſten Willen imſtande ſein werden, durch
Geldſammlungen eine ſolche Summe aufzubringen, mit
der gegen die Hungersnot in Rußland irgend etwas auszu
richten wäre.

Brotgetreide und Geldmittel gegen die Hungersnot müſſen
aus den reichen Ländern kommen, ſie können unmöglich
aus dem armen Deutſchland erwartet werden.

Deutſchland aber muß und wird helfen gegen die
Cholera und andere Seuchen, die in Rußland wüten.
Und an dieſer Hilfeleiſtung ſollen ſich auch die Arbeiter
Deutſchlands beteiligen, ſoviel es jhre Kräfte erlauben.

Jn Berlin hat ſich am 1. Auguſt ein Hilfskomitee zu dieſem
Zweck gebildet, in dem auch der Vorſtand dies ADGB. durrch
ſeinen ſtellvertretenden Vorſitzenden Graßmann vertreten
iſt. Das Komitee hat die erſten Schritte zur Hilfeleiſtung be
reits eingeleitet und wird über die weiter zu ergreifendegs
Maßnahmen in den nächſten Tagen ſeine Entſcheidung treffen.

Wir werden die Genoſſen im Reich rechtzeitig darüber
unterrichten.

Berlin, den 3. Auguſt 1921.
Der Vorſtand des Allgemeinen Deutſchen Gewerk

S

(gez.) Th. Leipart.
Danzig nach dem Krach.

Danzig, 7. Auguſt. (TU.) Jn der heutigen Sitzung
des Danziger Volkstages kam es zu einer bewegten Debatte
über die Vorgänge am Donnerstag, wo, wie gemeldet, auf
Anordnung des Senators des Jnnern Schümmer zwei kom
W Aivgeordpete durch bewaffnete Si gert teleut
verhaftet und abgeführt wurden. Jnfolge der T r gepge iſt
der Präſident des Volkstages Dr. Mathäi, der die Belegung

es Parlamentsgebäudes mit einer Sicherheitswehr-
atrouille von der Regierung erbeten hatte, zurückgetreten.

Eegen den Senator des Jnnerni, der die Verhaftung der
beiden kommuniſtiſchen Abgeordneten im Sitzunegsfaal an-
geordnet hat, iſt guf Antra ſogialdemokratiſchen Partei

ungsausſchuß gebildet worden.
ie von den liſten verlangte Haftentlaſſung der beiden

kommuniſtiſchen A prordneten iſt vom Unterſuchungsrichter
abgekehnt worden, da gegen die Verhafteten ein Verfahren

hren gegen diejenigen vorſieht, die den
ung oder Unterlaſſung von Beſchlüſſen

z vor. Senator Präßdent
betente in einer längeren Erklärung, der Senat habe

gehandelt, wio es im höheren Staatsintereſſe not

nicht unter fünlkstag zur F.
en, Auch liege

nur
Die Regierung ei und

e

und falle. Die ſten brachten d n einen Antr
auf Auflöſung des Volkstages und ung von N
wahlen auf den 30. Oktober ein. U den Antrag wird
demnächſt verhandelt werden.

der unabhängige Prelsringkümpfer.
Unter dem Motto: och am Grabe z er die Hoff

auf“ ſcheint jetzt die unabhängige „Volkszeitung“ heraus
ßegeben zu werden. Die Veran dazu iſt die Diskuſſiones Programmentwurfs in den Sei unſerer Partei
genoſſen. Am Sonnabend erwartet ſie ſogar auf ihrer
weiten Seite einen Abmarſch der S. P. D.- Mitglieder zur

S. P. Wie ſie zu dieſer Hoffnungsſeligkeit kommt, ver
ratet ſie allerdings nicht; denn auf der erſten Seite hatte
ſie noch nicht an ein Damaskus der S. P. D. in Görlitz ge
glaubt. Vielleicht hatte ſie dort noch nicht die Exiſtenz des
ins Aktionsprogramms der U. S. P. vergeſſen, wie
es auf der zweiten Seite untrügbar der Fall iſt. Denn
aus dieſem Wechſelbalg ein gebrauchsfähiges Jnſtrument zu
ſchaffen, wird ihr weſentlich ſchwerer fallen als unſerer
Partei aus dem vorliegenden Entwurf. arum wagt man
denn dort drüben überhaupt nicht mehr von dieſem
Aktionsprogramm zu reden? Meint man, daß es mehr An
Lehrgerrgſt auf die angeblich nach der U. S. P. zuneigenden

P. D. Mitglieder ausübt, wenn man darüber ſchweigt?
Aber das ſind ja alles nur ſchöne, doch vergebliche Hoff

nungen. Darum marſchiert nach dem Programmartikel das
alte verſtaubte und verroſtete Rü zeug aus der unabhän
gigen Rumpelkammer auf. Zunächſt die Kriegsbegeiſterung
der „Rechtsſozialiſten“. Jn den unverſchämteſten Ausdrücken
Pepißert ſie gegen den „Vorwärts“, der anläßlich deriederkehr des 4. Auguſt nicht den Verſuch gemacht hat, d
Bewilligung der Kriegskredite zu verleugnen, im Gegenſatz
zu den unaufrichtigen Unabhängigen. Die unabhängige
„Volkszeitung“ ſchämt ſich nicht, mit ähnlichen Redewendun

gegen die S. P. D zu operieren, wie es der „Rote
urier“ am Donnersta hen das unabhängige Blatt

machte. Auf der dritten Seite wehrt ſich nämlich die „Volks-
eitung“ am Sonnabend in 114 Spaltenlänge gegen die Beſhuldigung ver Kriegsbegeiſterung der „Volksblattredak-

teure“ im Jahre 1914, die vom Roken Kurier“ mit Zitaten
aus dem „Volksblatt“ von dieſem Jahre belegt worden war.
Nachdem alſo von den Kommuniſten nicht ohne Geſchick dieſe
Tatſache feſtgenagelt worden iſt, weiß man auf der Redak-
tion der Volkszeitung nichts anderes zu tun, als dieſe
gleichen Vorwürfe gegen die andere Richtung zu wiederholen.

achdem die Wieſe Kriegsbegeiſterung S iſt,
kommt das andere Glanzſtück aus dem n änen affen
arſenal. Der Name Noske muß herhalten. Diesmal iſt es
ein ſächſiſcher Noske. Allerdings kein Wehrminiſter, ſondern
der ſächſiſche Juſtizminiſter Harniſch. Er wird mit dieſem
Namen bedacht, weil bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Amt
er eine Abſchiedscede an die Beamten gehalten hat, die aller
dings unſeres Erachtens ar Natur war, denn ſie
gab den Deutſchnationalen Anlaß, ihre Dolchſtoßlegende
wieder aufzuwärmen. Wie man das aber mit dem Namen
Noske in Verbindung bringen kann, verſteht nur ein ron
Logik unabhängtger Kopf.

Nachdem a der Noske aus der Taufe e
worden iſt, koren die Schandtaten eines rechtsſozialiſtiſchen
Polizeigewaltigen dran. Außerdem verlegt man ſich noch
auf andere Weiſe aufs Verleumden. Weil in unſerer Mit-
gliederverſammlung der Gen. Thiele die Anſicht äußerte,
wir würden uns aus Anlaß unſerer demokratiſchen Grund-
ſätze der Mitarbeit mit der Deutſchen Volkspartei nicht ent
ziehen können, konſtruiert daraus die „Volkszeitung“ eine
Verbrüderung mit Stinnes, daß man außerdem noch von
der „rechts ſchielenden“ Halleſchen Volksſtimme im Gegenſatz
von einer nach links ſchielenden Chemnitzer ſpricht, iſt auch
eines der Agitationsmätzchen, mit denen man die Mitglieder
der U. S. P. mit Mühe und Not zuſammenhält.

So kann man jeden Tag aus dem unabhängigen Kate-
chismus, genannt „Volkszeitung“, die üblichen Beſchwörun-
gen gegen die S. P. D. herausleſen. Doch widert es uns an,
mit dieſem Hokuspokus uns öfter abzugeben. Auf die Dauer
wird denen da drüben das auch nicht helfen. Die Peitſche
der Kommuniſten haben ſie zu ſehr im Nacken, und da ſie
dieſe bis in die letzten Nervenfaſern ihres zermürbten Par-
teikörpers ſpüren, ſo ſpringen ſie immer wie ein wildgewor-

denes Tier den erſten beſten Gegenſtand an. Am bequemſten
macht ſich das bei der S. P. D. Sie iſt ja ſo anſtändig, Ver
ſtändnis für die arme Seele zu entwickeln.

Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen S. P. D. und U. S. P. D.s ſ in e e San
Jn einer Zuſammenkunft haben die Organiſations-

vertreter der S. P. D. und U. S. P. D. für Barmen und
Elberfeld einen Arbeitsgemeinſchaftsvertrag geſchloſſen. Es
heißt darin: Zweck der Arbeitsgemeinſchaft iſt, durch Zu
ſammenfaſſung aller ſozialiſtiſchen Kräfte, deren Stoß und
Abwehrkraft zu erhöhen. Der Vertrag tritt am 15. Sept

SGehelſhoſſines.

Der Landarbeiterſtreik in Mecklenburg.
Der Landbund für Mecklenburg rin hat dem zu

ſtändigen Staatsminiſterium telegraph Mitteilung da
von gemacht, daß am Freitag, auf ütern die Ar-
beiter in den Streik getreten ſind und daß er alle
r. ablehnt, wenn die Regierung nicht ſchleu
nigſt eingreift.

Wer die Verantwortung für dieſen Streik trägt, möge
das Nachſtehende zeigen:So Gauleitung des Deutſ Landarbeiterverbandes

Arbeitgeber folgendee dem Verband
orderung:I. Ee Zulage für die verheirateten Freiarbeiter von

0,50 M., ſodaß der Stundenlohn 3,15 M. beträgt.
2. Eine Zulage für die ledigen Freiarbeiter von 0,65

M., ſo daß fortan der Stundenlohn 2,80 M. beträgt.
3. Eine Zulage für die ortsanſäſſigen Arbeiter und

Handwerker von 0,30 M., ſo daß fortan der Stunden
lohn 1,40 M. beträgt.

Fegſeſt a bewüährtes Mittel e



4. Eine Jahreszulage für die Knechte, Mädchen
und Jugendlichen in den ſechs Altersklaſſen: 300, 275, 250,
225, 200 und 200 M., zahlbar für die, die ab 1. November
1920 in Tätigkeit waren, zum 1. November d. J., jedoch die
Hälfte zum 1. Anguſt, falls der Dienſteintritt nach dem
1. Rovember 1920 erfolgt iſt, einen dementſprechenden
Teilbetrag, zahlbar zum 1. Auguſt.

5. Eine Lohnzulage von 0,45 M. für die Frauen, ſo
daß fortan der Stundenlohn 2 M. beträgt. Außerdem
eine Zulage für Melkerinnen, ſo daß die Zeit für das Mel-
ken den Stundenlohn angepaßt wird.

6. Eine Lohnaufbeſſerung für Schnitter und Schnit-
terinnen von 50 Pf. pro Arbeitsſtunde.

7. Aufhebung der Kündigungen und Weiter-
beſchäftigung, ſofern der Gekündigte es wünſcht.

Ferner wurde im Hinblick auf die große Wohnungsnot
für dringlich wünſchenswert erklärt eine Neuregelung
der Wohnfrage für die einheimiſchen Arbeiter.

Bei den Verhandlungen am Donnerstag wurde die For-
derung unter Punkt 1 bewilligt. Bei den Punkten 2 und
4 wurden nur 50 Pf. Zula ge bewilligt. Ueber die For-
derung 3 konnte eine Einigung nicht erzielt werden. Auch
für die anderen Forderungen zeigten die Unternehmer kein

22m—S èDd J

Verſtändnis, und die Verhandlungen mußten abge
brochen werden. ßDer noch nicht ausgebrochene Streik gab den Deutſch
nationalen bereits Veranlaſſung, eine kleine Anfrage ein
zubringen, in der von Kolonnen die Rede iſt, die „im Lande
umherziehen, um die arbeitswilligen Elemente zum Streik
zu bringen“. Die Regierung wird gefragt, ob ſie bereit iſt,
unter Aufbietung aller ihr zu Gebote ſtehenden Mittel
die Arbeitswilligen zu ſchützen und gegen die
unter terroriſtiſcher Bedrohung die Arbeiter zum Streik
zwingenden Elemente unter Einſatz von Schutzpoli-
zeiund Gendarmerie mit der ganzen Schärfe des Ge-
ſetzes vorzugehen

Wir hoffen, daß die mecklenburgiſche Regierung nicht
ohne weiteres dieſen Gelüſten der Junker Rechnung trägt,
ſondern den Verlauf der eng abwartet. Sie wird
jeigen, daß die mecklenburgiſche Landarbeiterſchaft tro
ihrer kurzen gewerkſchaftlichen Schulung Beſonnenhei
zu wahren weiß. Sie wird ſich nicht provozieren laſſen, ſon
dern in Einigkeit, Diſziplin und Solidarität den Kampf
um grundſätzliche und ideelle Forderungen zum Siege
führen. J

Abbruch des Landarbeiterſtreiks im Leipzi er Gebiet. Der
Landarbeiterſtreik im Leipziger Bezirk iſt am Freitag nach reich

2j|hTh2TDZTDS ſortelldattes Angebot für fadrren und Grandemnede!

Wir biet

lich achttägiger Dauer beigelegt worden. Nachdem bereits am
Donnerstag Verhandlungen gepflogen worden waren, trat amr n im Volkshaus eine Verſammlung der Streikenden
zuſammen,
die Wiederaufnahme der Arbeit abgeſtimmt wurde. i der Ab
ſtimmung entſchieden ſich von 365 anweſenden Stimmberechtigten
284 für die Aufnahme der Arbeit und nur 63 dagegen. Als
Einigungsgrundlage erkannte man folgende vier Punkte an

itgeber verpflichten ſich, keine Maßregelungen vorzu1 Die Arnehmen. 2. Volle x r der im Tarifvertrag feſtgeſetzten
Deputate. 3. Volle Anerkennung der Betriebsräte. 4. Bei dem
Einſetzen einer erhöhten Teuerungswelle verpflichten ſich die Ar
beitgeber, in eine Reviſion des Tarifvertrags einzutreten.

Metallarbeiterausſperrung in Braunſchweig Jn Braun
ſchweig haben die Metallinduſtriellen für den heutigen Montag
eine v angedroht, weil die ſtreikenden Arbeiter
einzelner Betriebe die gemachten Einigungsvorſchläge abgelehnt
hatten. Von der Ausſperrung werden nach den Angaben der
bürgerlichen Preſſe 15 000 bis 20 000 Metallarbeiter betroffen.

Sozialismus Gemeinwirtſchaft das iſt der Kern
ihres Wirkens.

Willſt du ihr dienen, dann hilf an ihrem Ausbau,
ſie wird es dir und deinem Volke reichlich lohnen.

Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Karl Garbe,
für den Anzeigenteil Wilhelm Herzig. beide in Halle.

n der über die evtl. Fortsuns des Ausſtandes oder
a

Täglich:
Goljath Armstrong

Der Hlerkules
der schwarzen Berge.

Gross amerikan. Sensationsfilm in 6 Abteilung.

Das ideinheie Phantom.

spannende Akte.

Ferner:

„GSGiftblumen“.
Gewaltiges Sittenbild in 5 Akten mit

Lucie Doraine
in der Hauptrolle.

Beginn 4 Uhr. Sonntegs 3 Uhr.

veranstaltet am Dienstag, den 9. d. Mts.
7 Uhr abends im

Soolbad „Fürstental“
Robert Fraenzstreße 10

einen Lieder Abend
und ladet Freunde und Gönner dezu herzl. ein.

Der Vorstand.

Dienstag den 9. August, 8 Uhr abends
Konzert

Gegen 10 Uhr
Brillant- Feuerwerk

ausgeführt von Gebr. Pfeltfer, Cröllwitz.
55 t einschl. Steuer-.

F. Winkier.

Vereins Anzeiger

zur
Bekanntgabe ſämtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Hauptbüro daſelbſt,

Harz 42/44. Fernruf 6900.
Für die Agitation: Zimmer 12

Reinh. Dreſcher, Heinz Flücht, Sekrekäre.
Kaſſe: Zimmer 58. Herm. Kunzemann Kaſſterer.

Poſtſcheckkonto 87 575 Leipzig.
Ferner für die dem Allgem. deutſch. Gewerkſchafts
bunde angeſchioſſenen Gewerkſchaften ſowie der
auf vem Boden der WMbeiterbewegung ſtehenden

geſelligen Vereine.

Ammendorf Montag, den 8. Auguſt, abends
8 Uhr, in der „Warte“, Halleſche

Straße Monatsverſammlung. Tagesordnung
1. Lichtbildervortrag des Genoſſen Müller Halle
über die Reichsverfaſſung. 2. Wahl der Partei-
tagvertreter nach Görlitz. 3. Eingänge und Ver
ſchiedenes. Das Erſcheinen aller Genoſſen ganzbeſonders auch der Frauen, erwartet ne der
Wichtigkeit dieſer Verſammlung

Der Vorſtand.
zſchornewi Dienstag. den 9. Auauſt, punkt

8Uhr, im „Gaſthof Rönecke“, Mit
gliederverſammlung. Sämmtliche Mitglieder,
welche keine Schicht haben, müſſen unbedingt er-
ſcheinen. Wichtige Beſprechung betreffs Partei

Der Vorſtand.
feſt am 21. Augußſt.

Merſebur (Ortsverein SPD.) Donnerstag,I ben t1. Auguſt, abends 8 Uhr. im
„Tivoli*, Zimmer 1 Mitgliederverſammlung.
Tagesordnung 1. Vortrag des Gen, Reichstags
abgeordneter R. Krüger. 2. Wahl der Dele
gierten zum Bezirkstag. 3. Wahl der Delegierten
zum Beztrksfrauentag. 4. Wahl des Bildungs
ausſchuſſes. Um recht zahlreiches Erſcheinen, auch
der Frauen, bittet Der Vorſtand.

Merſeburg (Ortsverein SPD.) Freitag. den
12. Auguſt, abends 5--9 Uhr, Wahl

der Delegierten zum Parteitag in folgenden
Lokalen: Parteibureau, Lauchſtedter Str., Kaſino.
Leunger Str., Bergarbeiterburcau, Seffnerſtr. Mit
e reſp. Karte legimitiert. Pflicht aller

itglieder iſt es, zu wählen.
Der Vorſtand.4

h I Große TelephonWaa U Ulrieh- 466,
Lichtspiel Theater Str. 5

Nur noch bis Donnerstag
Verlängerung unmögltch.

Der erfolg-
reiche

Der Mann des Sohreckens!

1 0 abeaſte. antenen
S a Rieetsger Lacherfoig!

I. Teil
J Im Kampf gegen ist u. Verbrechen

II. Teil
im Angesioht des Todes,

Beginn täglich: 4.00 6. 15 8.30.

n en rm in n n in t i tmAb Freitag, den 12. August,
im ſache

W Wädchenbäncler.

Beachteu Sie die kommenden
Inserate.J Lieht-C.-T-Spiele

gr. Ulrichstrasse 51.

Billigste Bezugsquelle
von

Matratzen
Steilig mit Leinen und

Drellbezügen.,

in

pr. Alpenarasfüllung.
engl. Bettſtellen. pr. ſtar

Schülermühen,
von 24, M. an, empfiehlt
J. Kaliga, Mützenfabrik,

Gr, Klausſtraße 35.

6Go000blaue Rrbeiteranzüge

Mitteldeutsche Zentrale für Industriebedarf. Fernruf2346

in Leinen, Drell und Damaſt, ſofort lieferbar!
pro Anzug AikK. 68.

Zander e Seohleiss, Halle a. S., Fleiſcherſtr. 32.

e

Bitte, ſofort beſtellen!

Der Wahre Jarob
z Einzige, farbig gedruckte humoriſtiſch

ſatiriſche Zeitſchrift der Sozial
demohkratiſchen Partei Deutſchlands

Erſcheint alle vierzehn Tage
8 preis der Nummer 60 pf.

Beſtellungen werden entgegengenommen von
der Expedition dieſes Blattes und von

ſämtlichen Austrägern

2

Stellen finden.
h

2 tüchtige Autogenschweißer
2 tüchtige Blechschmiedse

für dauernde Stellung gesuchti. Paul Beise,

ANZEIGEN
VOLKSSTIMME

Wie und Oeherben bringen dem Ge- C Dauerhaſte N
Patentmatratzen, schäftsmann die Geidschein-
An Erweiterun 8 taschenpr. Bezügenu. Verarb.piusen- u. Stoſſ-Soſas, des Kunden- T e e

wut u. Sessel. kreises und S tMass, 2 ſehr preiswert,Charlotienſtrahe Erhöhung H. Krasemann
Fernſprecher 3521. des Lederwar. Spezialgeſch.

e nurUmsates. e Aanuk 25- J

h. i hekeee ehhehethe cher ehe rgeehetc. chetz e tgethechethecheherhechetgehecherh

Abt. Nonleitungsbau,
Halle Diemitz.

Heimarbeit!
Geübte Näherinnen f. Wäsche u. Schürzen

finden dauernde Beschäftigung. Meldungen
mit Probearbeit und Wohnungsschein täglich
von 3--4 Uhr nachmittags.

L. Otto Schultz, Magdeburgerstr. 7,
Eingang Marienstrasse

r zdsdsß 7/ g4 We

Otto Katzula's Tuchhol.

Krumpa bei Müeheln.
Anfertigung feinerHerren-
und Damen Garderobe.
Mod. Formen, gute Arbeit.
Garantiert guter Sitz.

der

von Univ.-Profelloren

Wilhelm II. und sein

Von Kurt Heinig.

Hiohenzollern

Der Kampf um den Kronbesitz.

Das Buch enthält eine Fülle von Material und ist
besonders in der Agitation eine schneidende Waffe!
Wir empfehlen allen unseren Funktionären sofortige
Bestellung zum Subskriptonspreis von Mk. 25.

Nach Erscheinen kostet das Buch Mk. 30.

Buchhandiung der Volksstimme
Halle a. d. S., Grosse Ulrichstr. 27.

a
A. Srehjahn u. 6. Rachrnen

Wichtig
für Eheleute, Aerzte

De

und Hedammen!
Preis M. 2.50

riaus
Buchhandlung Volks stimme,

Gr. Ulrichstraße 27.

Schäferhunck

entlaufen.
Gegen Belohnung eben

Mühlweg 201.
Bor Ankauf wird gewarnt.

C
7

c2

Bei Einkäufen
bitten wir unsere Partei-
genossen und Leser sich
auf die Inserate in der
Volksstimme zu beziehen

Grossstadt-Mädoels
III. Tell

Sittenbild in 6 Akten mit
COLETTE CORDER

Das Los der
Kleinen Pierrette

Eine lIdylle in 4 Akten
Von Schreibtisch u. Werkstatt

Beginn 4 Uhr.
Abendvorstellung Beginn pünkt-

lich 8 Uhr.

Lotte Neumann
in dem Film in 5 Akten

„Das Gelühbde“
nach dem Schauspiel von

Heinrich Lautensack.
Atepromenade

u. Na I r Spitzenhöschen
Lustspiel in 3 Akten

Die neuest. Wochenberichte

Beginn 4 Uhr.

Dienstag, den 9. August

zweWer

Diese Sondertage sollen besonders den R Konfi
meinem Unternehmen noch Fernstehen- bild
den Veranlassung geben, von den Vor-teilen, die ich biete, Gebrauch zu machen. Eier
Der beste Beweis meiner Billigkeit ist, der
daß ein Weltunternehmen behauptet, daß Arbef
ich trotz enormer Umsätze durch die duktibilligen Preise keine Vorteile für mich

heraushole. 2Zum Verkauf gelangen: e 5
kiusatrhemden 36.- 32.- 30.- 27 z
Aorwaltenden 42. 30-21.-

dachertenin t. i

herren-Socen 99 t
Daneremden 25.- 24.- 19.- S

Umtertalen 14.- à
lamenstünpte
Kuabenhemden 26.- 24.- 18.- 16 I

Nädchen-Hemden 27.- 24.-16. 12.- Wert

Restposten in: e
Damen-Sehürzen 30 25 a
borsefts 427 39 36 32 29 n
Badeanzüge 36 32 24 16 5
Ein Posten Betthezuge v
veibu. bunt 125 110 100
9085-65 6056 M. S. I Gie

v
e erbelegenheitshauftaus

R dieSchmeerstr. 5, I Tr. I wf
Rot

e

r Hyp00 Sehluss der Anzeigen- Annahme 9 Uhr.
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Halle, Montag, 8. Auguſt 1921.

BVPrrte)- Angelegenheiten

Achtung! Vorſtandsſi der iali Mittbends a e Velanß. teneesirzelett-
zur Jungſozialiſtenkonferenz müſſen unbedingt ein

t

orſtand.

iſten. Mitt abends 8Se Viele Sir re en
erwarte

Arbeiterj

Peden s. Vollzähliges und pünktliches Erſcheinen wird

ugend Halle. Alle Mitglieder des Vereins tſich Dienstag, abends 87 Uhr, am rovingialmuſeum Tür ar
nahme an der öffentlichen Verſammlung des h r im

t et r v ie Veranſtaltungau s u indet üwie üblich um 7 Uhr auf der Spielwieſe ſtatt. m a e h

Halle und ö0allreigorte.
Halle, 8. Auguſt 1921.

Ne Rachprüfung der Sonvergerichtsurteile.
WTVD. meldet: „Gegen den Erlaß des Reichsjuſtzminiſters, derine Prüfung ſämtlicher Zuchthausurteile der Sondergerichte an

zdnet haben die chen Richter in einer Entſchließung Stel-
lung genommen. Der Erlaß ſtelle einen Eingriff in die Rechts
pflege dar, der a ſei, die Achtung vor dem Geſetz zu unter-
graben, die Wiederherſtellung der Staatsautorität zu erſchweren
und e ungsfeindti e Elemente zu gewaltſamem Vorgehen zu
ermutigen.

WTVB. wird ſeine Weisheit aus den halliſchen bürgerlichengeitungen gen haben Dieſe brachten am ennabenb
Artikel, der ſich „Gegen eine verſchleierte Amneſtie“ betitelt und
„aus Richterkreiſen“ ſtammt. Die Herren Richter erkennen wohl
an, daß der Reichsjuſtzminiſter zu dieſer Nachprüfung berechtigt iſt,
ber es würde dadurch der Eindruck in weiten Kreiſen der Be
völkerung erweckt, „daß die Urteile des Sondergerichts ungerecht
und die gegen ſie in der Oeffentlichkeit gerichteten ſcharfen An
griffe berechtigt ſind.“

Wir wollen hier nur betonen, daß die Ungerechtig-
keit vieler Sondergerichtsurteile in weitenKreiſen der Bevölkerung durchausfeſtſteht. Wenn
die Herren Richter Arbeiterzeitungen leſen würden, ſo wüßten ſie
dies auch zur Genüge. Dieſes Argument, welches gen die Nach-
prüfung der Urteile Sturm laufen ſoll, iſt alſo völlig verfehlt.

Doch wie ſteht es nun mit der „Untergrabung der Achtung
vor dem Geſetz“ und mit der „Erſchwerung in der Wiederherſtel
lung der Staatsautorität“?

Es mutet doch ges ei ar an, daß jetzt auf einmal dieſe
ſchönen Dinge in Gefahr ſen ſollen; bei der Amneſtie für diegebiet die doch tauſende von Menſchenleben auf dem
en en las man von keinem Proteſt gegen die Begna-
digung. Wir meinen, daß nichts mehr die Achtung vor dem Ge-
ſeß und die Staatsautorität zu untergraben imſtande iſt, als
das berechtigte Mißtrauen gegen unſere Juſtiz.

Der Reichsjuſtizminiſter wird gut tun, wenn er ſich durch den
Proteſt der Herren Rchter nicht beirren läßt.

u überflüſſig iſt es, noch beſonders hervorzuheben, daß alle
bürgerlichen Zeitungen von Halle dem Vorſtoß der Richter ihre

bezeigen. Zur Erheiterung unſerer Leſer wird es aber
tragen, wenn wir die Meinung des unfreiwilligen Witzblattes
Halle, der „Allgemeinen Zei ag, f lten. Es heißt da:

e ander d Krieg de ahtiahgen Vizmiiſter
meinten gr a i izminiſtersiffer, eine ne für die von den Sonder-

abgeurteilten Rädelsführer bedeutet, bekanntzugeben
Vgl. den Artikel: „Die Sondergerichte eine Komödie?“ in Nr.

232 der „Allgemeinen Zeitung“ vom 4. d. Mts.) und unſere An-
fo dieſer von dem friedliebenden Bürgertum des mittel-

tſ Brandherdes geradezu unverantwortlichen Verordnung
zum ruck zu bringen.“

S

edliebe bürgerliche
die „grandioſe

te hier ein Attentat a

Sondergericht.

Die Behandlung von gefangenen Schupolenten.
Vor der Kammer des Amtsgerichtsrats Pfanne er-

ſchienen die Angeklagten Julius Böttge und Otto
Schwendler aus Eisleben. Böttge hat an der Ent-
waffnung eines Polizeileutnants und einiger Schupobeamten
mitgewirkt, die in den Straßen von Eisleben gefangen ge
nommen worden waren, hat aber nach Zeugenausſagen die
gefangenen Poliziſten gegen Gewalttätigkeiten anderer Art
zu ſchützen verſucht. Wenig ſympathiſch berührt es aller-
dings, daß Böttge nicht zu ſeinen Taten ſteht, ſondern
deutſchnationale Geſinnung vorzutäuſchen verſucht. Oder meint
er etwa, daß dies bei den Sondergerichten fruchten kann
Der Schwendler hat auf eine Schupopatrouille
geſchoſſen und außerdem bei einer Verteilung an die Auf-
ſtändiſchen „requirierte Zigarren und Zigaretten erhal-
ten. Bei ihm ſieht der Staatsanwalt den Tatbeſtand der
Hehlerei und des Mordverſuchs für erfüllt an und beantragt
3 Jahre 6 Monate Gefängnis. Böttge ſieht er als einen

Aufrührer an und will ihn mit der einfach unver
ſtändlichen Strafe von 5 Jahren Gefängnis beſtraft wiſſen.
Das Gericht verurteilt Böttge zu 2 Jahren Gefängnis,
Schwendler zu 3 Jahren 6 Monaten Gefängnis.

Die Arbeiter Schlotte aus Diemitz und Kleinert
aus Merſeburg haben ſich in Leunag einer Kompagnie
zuteilen laſſen, ſich aber ſonſt vollkommen paſſiv verhalten.
beide werden zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt.
Der Bergmann Dittmann aus Alsdorf ſoll als
Nitglied des dortigen Aktionsausſchuſſes tätig geweſen ſein.
Als die Schupo heranrückte, verſuchte er die vorhandenen
Waffen der Aufſtändiſchen zu verſtecken. Er wird zu 1 Jahr
3 Monaten Gefängnis und 300 Mark Geldſtrafe verurteilt.
Der 1 jährige Angeklagte Martin aus Halle begab

ſich am Karfreitag nach dem Sandanger, von wo er mit
mderen in der Richtung Mansfeld abzog. Er ſtellte ſich dem
Sanitätsdienſt der Roten Armee zur Verfügung. Auf der

Domäne war er bei der Einrichtung eines
Lazarettes tätig. Martin wird freigeſprochen.

Nach der Aufforderung des Aktivnsausſchußvor ſitzenden
Straube ſtand der kommuniſtiſche Stadtverordnete Otto Schalk
aus Querfurt am erſten Oſterfeiertage vor dem Hauſe des

ſchufſes Poſten. Hierbei war er mit einem Gewehr
bewaffnet, will aber keine Patronen beſeſſen haben. Der
Antrag des Staatsanwaltes lautet auf 1 Jahr Gefängnis und
300 Mark Geldſtrafe. Das Gericht verurteilt Schalk zu

Monaten Seſängnis und 300 Mark Geldſtrafe.
Die beiden Leunaarbeiter Karl Trümper aus Halle

und Paul Roh de aus Löbejün kamen am Karfreitag nach

von

n BrandBevölkerung des mitteldeutſ
OderVerordnung auf dem Gewiſſen.

uf Logik und Sprache vorliegen?

alſo nicht der Reichsjuſtizminiſter, ſondern die

1. Beilage zur Volksſtimme.
den Leunawerken und wurden der 1. Kompagnie zugeteilt.
Sie blieben jedoch unbewaffnet. Der Staatsanwalt bean-
tragte gegen beide Angeklagte je 9 Monate Gefängnis. Trüm-
per und Rohde wurden zu je 6 Monaten Gefängnis verurteilt

Die charakterloſeſte Zeitung Mitteldeutſchlands

iſt unbeſtritten die Allgemeine 3eitung“ in Halle.
Jhre geiſtigen Leiter ſind reine Soldſchreiber des Kapitals, was
auch. aus jeder Zeile dieſes Blattes leuchtet. Wir bedauern oft
herzlich dieſe Skribenten, die ſich mühen und plagen müſſen, um
dem Gegner beizukommen. Da ſie meiſt ſo wenig Kenntnis von
der Arbeiterbewegung und vom Sozialismus haben, als ein
neugeborenes Kind von der Güte unſerer göttlichen Weltordnung,
ſo ſind auch ihre Pfeile, die ſie hin und wider gegen ſozialiſtiſche
Zeitungen ſenden, ſo miſerabel ſtumpf und krumm, daß dieſe nie-
mals ihr Ziel erreichen.

Jn einer der letzten Ausgaben der „Allgemeinen Zeitung“
müht ſich im Schweiße ſeines Angeſichts ein Schreiber ab, irgend
etwas gegen die Mehrheitsſozialdemokratie zu verbrechen. Er
windet und dreht ſich, um Argumente gegen die Sozialdemokratie
aufzuſpüren, aber „woher nehmen und nicht ſtehlen?“

Von tiefſtem Mitleid und Erbarmen für den Artikelſchreiber
wird man gepackt, wenn man folgende Sätze lieſt:

„Die mehrheitsſosialiſtiſchen Parteiführer ſcheinen ihre
unrühmliche Wirkſamkeit während der letzten Jahre vertauſchen
zu wollen, oder wollen ſie etwa leugnen, daß ſie mit ihrer
neuen Arbeitsverfaſſung und Streikhetzereien ein ge-
rüttelt Maß voll zum Rückgang der Arbeitsleiſtungen beige-
tragen und ſelbſt in Zeiten dringendſten Arbeitsbedarfes die
Arbeiter der Betätigung ihrer Kräfte ferngehalten haben
aus agitatoriſchen Gründen? Die Sorge um die Beſchaffung
von Arbeit hat die Sozialdemokratie niemals geplagt, vielmehr
iſt ſie immer nur darauf bedacht geweſen, die Arbeits
leiſtungen auf ein möglichſt niedriges Maß
herabzuſetzen. Jn dieſem Sinne wurde die Akkordarbeit ſtets
mit beſonderer Erbitterung bekämpft, dazu der ſtumpſſinnige
Achtſtundenarbeitstag geſetzlich eingeführt.“

Wir möchten der Oberleitung der „Allgemeinen Zeitung“,die ſich bekanntlich aus je 50 ded deutſchnationaler und

volksparteilicher Parteigänger zuſammenſetzt, nur raten, wenn
wieder einmal ein Vorſtoß gegen die Sozialdemokratie geplant
iſt, einen Schreiber damit zu beauftragen, der wenigſtens ſeine
Beſchränktheit in politiſchen und r Dingen beſſer
zu verſchleiern verſteht. Ueber die närriſche Hilfloſigkeit jenes
Federhelden, der ſich die oben angeführten Ergüſſe abgerungen
hat, bekommen ja ABC-Schützen einen Lachkrampf. Unſere Leſer
wird die „furchtbare“ Anklage gegen die Sozialdemokratie nicht
minder ergötzen. Damit ſie aber ſehen, mit was für Geiſtern von
der „Allgemeinen Zeitung“ wir es faſt täglich zu tun haben.
wollen wir ihnen auch noch den übrigen Qualm vorſetzen:

„Auch legen die Ernteſtreiks in der Landwirtſchaft beredtes
Zeugnis dafür ab, wie die Arbeit von den Sozialiſten bewertet
wird. Ferner auch die maſſenhaft geübte paſſive Reſiſtenz in
den Betrieben. Erſt dieſer Tage mühte ſich die mehrheits-
fosia h „Volksſtimme“ wieder aus Leibeskräften, die
balliſ jen Buchdrucker in den Streik zu hetzen (1). RNein,
Sozialismus iſt nicht Arbeit, wie die Führer der Partei in ver-
antwortlicher Stellung glauben machen wollen, ſondern dieſe
Weltanſchauung iſt lediglich Faulenzerei und Diebſtahl nach
ſaghſabe der Proudhonſchen Theorie: „Eigentum iſt Dieb-

ahl!
Blühender Unſinn dürfte der treffendſte Ausdruck

dafür ſein.

Ferienwanderung.
De nächſte Ferienwanderung findet am Dienstag, den 9. Aug.

tatt. Treffpunkt für Süden und Jnneres der Stadt (Hallmarkt),
ür Norden (Gaſthof zum Mohr). Abmarſch 824 Uhr. Um zahl

reiche Beteiligung erſucht
der ArbeiterwohlfahrtsAusſchuß.

Vom Oktober an wieder Quäkerſpeiſungen.

Die Geſellſchaft der Freunde von Amerika (Quäker) wird die
Speiſung in Halle fortſetzen, jedoch wird der Weiterbeginn der
Speiſung bis Mitte Oktober hinausgeſchoben. Der Umfang der
Winterſpeiſungsperiode ſteht noch nicht feſt, doch iſt bei dem
bisher der Stadt Halle bewieſenen Entgegenkommen der Quäker
mit Sicherheit darauf zu rechnen, daß die Speiſung im Rahmen
der zur Verfügung ſtehenden Mittel, im höchſtmöglichſten Um-
fange fortgeführt wird.

Pilzregeln.
1. Sichere allgemeine Merkmale zum Erkennen der Giftigkeit

oder Eßbarkeit der Pilze gibt es nicht.
2. Die Giftigkeit der Pilze erkennt man weder am Geſchmack,

noch am Blauanlaufen des Fleiſches, noch am Schwarzwerden des
Silberzeuges, noch am Verfärben einer Zwiebel.

3. Sammle nur Pilze, die du genau kennſt!
4. Vermeide ganz alte, durchnäßte, ſchmierige Pilze

ſammle nur geſunde, madenfreie re.
5. Präge dir als giftigſten Pilz den Knollenblätterpilz be-

ſonders ein!
6. Meide Röhrenpilze die an den Röhren und am Stiele

lebhaft rot gefärbt ſind, weil giftige darunter ſind!
7. Stoße vermeintlich wertloſe Pilze nicht um, denn es ſind

oft gute darunter, und ſelbſt Giftpilze ſind ein Schmuck des
Waldes! (Fliegenpilze.)

8. Reiße die Pilze nicht heraus ſondern drehe ſie los oder
ſchneide ſie tief unten ab!

9. Reinige die Pilze ſchon beim Sammeln!
1090. Verwende zum Sammeln ein feſtes Behältnis, in dem ſich

die Pilze nicht gegeneitig zerdrücken!
11. Bewahre die Pilze ausgebreitet an kühlem Orte auf, wenn

du ſie nicht ſofort zubereiten kannſt!
12. Zerkleinere die Pilze gut, damit ihre Nährfſtoffe beſſer

ausgenutzt werden.
13. Eßbar ſind alle Röhrenpilze mit beringtem Stiele.
14. Eßbar ſind alle Täublinge mit mildem Geſchmack.
15. Eßbar ſind alle Milchlinge mit mildem Geſchmack, mit

Ausnahme des Maggipilzes (nur Gewürzpilz).
16. Eßbar ſind alle milden Bitterlinge, Trichterlinge, Stachel-

Korallen, Becher, Morchel- und Lorchelpilze. Letztere abbrühen!
Die Grundgebühr für einen Fernſprechanſchluß des Orts-

netzes Halle berrägt vom 1. Ortober 1921 ab jährlich 600 Mark.

und

Wo bleiben die zuviel gezahlten Steuern? Die Aenderung
des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. März 1921 hat bekanntlich
eine Reihe Erleichterungen gegenüber dem urſprüngzlichen Geſetz
gebracht, namentlich bei dem Steuerabzug vom Arbeitslohn. Nun
ſind aber bis zum April dieſes Jahres die Abzüge noch nach den
alten Beſtimmungen erfolgt, und die abgezogene Steuerſumme iſt
in ſehr vielen Fällen zum Teil weſentlich höher als die eigentliche
Steuerſchuld. Nun Heißt es zwar, daß die zuviel gezahlten Be
träge zurückgezahlt werden ſollen. Aber bis jetzt, vier Monate
nach des neuen Steuerjahres, iſt davon noch nichts zu
hören und zu ſehen. Die Betroffenen ſind mit Recht darüber em
pört, daß man mit ihren ſauer verdienten Groſchen ſo umſpringt.
Es wäre wirklich an der Zeit, daß die Steuerbehörde endlich die

5. Jahrgang Nummer 183
Kartoffelpreis. Die Preisprüfungsſtelle hat mit Wirkung

bis zum 15. September 1921 den zuläſſigen Höchſtzuſchlag einſchließ
lich aller Unkoſten für den Kartoffelgroßhandel auf 6 Mk. für den
Kartoffelkleinhandel auf 9 Mk. je Zentner feſtgeſetzt.

Der neue Brotpreis für Halle. Der Kriexsbrotausſchuß der
Stadt Halle hat den Preis für Markenbrot vom 15. Auguſt
ab we folgt feſtgeſetzt: Brot (1800 Gramm) 6,30 Mark, Brötchen
(85 Gr.) 35 Pfg., Kümmelweckchen (85 Gr.) 30 Pfg., Krankenbrot
(850 Gr.) auf Krankenſchein 3,60 Mark. Der Preis für marken-
freies Brot iſt noch nicht endgültig feſtgeſetzt.

Lebensverſicherung der Vollsſürſorge. Mit dem 1. Juli 1921
hat die Volksfürſorge die ſogenannte Groß-Lebensverſicherung
eingeführt, ohne ärztliche Unterſuchung von 500 bis 20000 Mar!
und mit ärztlicher Ünterſuchung von 5000 Mark aufwärts. Kein
Gewerkſchaftsangehöriger oder Genoſſenſchaftler hat es in Zukunft
mehr nötig, ſeine Verſicherrngen bei privatkapitaliſtiſchen Ver-
ſicherungsgeſellſchaften abzuſchließen, weil auch ſein eigenes Unter-
nehmen, die von den Gewerkſchaften und Konſumgenoſſenſchaften
gegründete Voſksfürſorge alle Zweige der Volks und Lebens-
verſicherung h hat. Ueber 800 000 Verſicherungen ſind
bereits bei der Volksfürſorge abgeſchloſſen. Ein Beweis für das
Weg wachſende Vertrauen der weiteſten Volkskreiſe. Bei der
Volksfürſorge erhalten die Verſicherten die Verſicherung zum
Selbſtkoſtenpreis, da alle privat kapitaliſtiſchen Gewinne aus
ſcheiden. Auf Grund vieler Arfragen ſei noch mitgeteilt, daß eine
Befreiung von der Angeſtelltenverſicherung durch Abſchluß einer
Privtverſicherung augenblicklich nicht möglich iſt.

Die Firma A. Linſel in Halle zieht ihren Gewinn daraus,
daß ſie durch äußerſt gewandte Angeſtellte möglichſt geſchäftsun
kundigen Perſonen die Vertretung und den Alleinvertrieb von
angeblich ungeheuer zugkräftigen praktiſchen Neuheiten überträgt
und ſich dafür mehrere tauſend Mark vorweg zahlen läßt. Die
Abnehmer machen alle die gleiche Erfahrung, daß nämlich die Neu
heiten in Wirklichkeit vollkommen abgewirtſchaftete und zu den
angeſetzten Preiſen unverkäufliche Artikel ſind. Linſels Gewandt-
heit iſt es leider jahrelang gelungen, ſich allen ſtrafgerichtlichen
Verfolgungen zu entziehen. Jetzt iſt er aber in Unterſuchungshaft
genommen und es iſt dringend wünſchenswert, daß alle Ge-
ſchädigten, um ihm endlich ſein gemeinſchädliches Treiben zu legen,
ſich unverzüglich bei der Krminalpolizei melden.

Fundbüro. Jn der Zeit vom 16. bis 31. Juli 1921 ſind
nachſtehende Gegenſtände als gefunden hier abgegeben oder an-
gemeldet worden: 1 Geldbetrag, 1 Damenüberjacke, 1 Damen-
weſte, 2 Forterrier, Fahnenſchnur, 1 Schränkchen, 2 Klemmer,
1 Hausſchlüſſel, 2 Geldtaſchen mit Jnhalt, 1 Paar Lederhausſchuhe,
1 Damenuhrkette, 2 Schäferhunde, 1 Damenmantel mit Lackgürtel,
1 Spazierſtock, 1 goldenes Anhängſel, 4 Schlüſſel mit Bindfaden
zuſammengebunden, 1 Hut, 1 weißes Vorhemd, 1 ſilberne Taſchen
uhr, 1 ſilberne Herrenuhr m. Lederarmband, 1 Armband, 1 Lieder
buch, 1 Dackelhund, 1 Erkennungsmarke für Kraftwagen. Die
unbekannten Eigentümer der bezeichneten Gegenſtände werden auf-
gefordert, ihre Rechte innerhalb ſechs Monaten im Polizei-
verwaltungsbüro, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 100, geltend zu
machen. Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an
die Armenverwaltung oder an den Finder abgegeben werden.

Ueberwachung des Poſtverkehrs im beſetzten Gebiet. Die
Jnteralliierte Rheinlandkommiſſion in Koblenz hat ſich im
Artikel 11 ihrer auf Grund des Abkommens über die militäriſche
Beſetzung der Rheinlande erlaſſenen Verordnung Nr. 3 vom
10. Januar 1920 das Recht zugeſprochen, jederzeit die Aushändi-
gung von Briefen und Poſtſendungen von den deutſchen Be-
hörden fordern zu können. Die Jnteralliierte Kommiſſion kann
ſonach die Ueberwachung des Poſtverkehrs jederzeit
und an jedem beliebigen Orte des beſetzten rheiniſchen Gebiets
ohne weiteres ausüben laſſen. Sie verfährt auch dementſprechend
und richtet auf beſtimmte oder auf unbeſtimmte Zeit bald in
dieſem, bald in jenem Orte des beſetzten Gebiets Poſtüber-
wachungsſtellen ein. Da die Anordnungen über Ort und
Zeit verartiger Poſtüberwachungen gänzlich von dem jeweiligen
Belieben der oberſten Beſatzungsbehörde abhängen, laſſen ſich
nähere Angaben darüber nicht machen. Es iſt aber dringend er-
wünſcht, daß die Abſender von Briefen uſw. nach Orten in den
beſetzten rheiniſchen Gebieten ſich dieſer Sachlage immer bewußt
bleiben und in ihren Mitteilungen alles vermeiden, was
im Falle einer Durchſicht ihrer Sendungen ihnen ſelbſt und ins-
beſondere auch den Empfängern zum Nachteil gereichen könnte.

Der Kuckuck. Ein Gerichtsvollzieher ſchreibt der „Kölniſchen
Zeitung“: „Die Chineſen haben den Mut gehabt, ihre Zöpfe ab
zuſchneiden, das deutſche „jus“ kann ſich dazu nicht immer auf-
ſchwingen. Um nur einen dieſer Zöpfe vorzuführen: die Siegel-
marke, im Volke der Kuckuck genannt, bildet a) eine Schädigung
des Kredits, b) eine unnötige Härte und Verärgerung des an-
ſtändigen Schuldners, c) eine Gefühlsverletzung. Und das alles
wozu Jn keinem Lande Europas beſteht eine ſolche Einrich-
tung; die Siegelmarke wird durch die Unterſchrift des Schuld-
ners im Protokoll erſetzt, und dadurch wird der Zweck der Pfän
dung völlig erreicht. Der Gerichtsvollzieher, der heute den
Kuckuck ankleben muß, leidet perſönlich darunter, denn er, der
nur ſeine Pflicht als Beamter tut, iſt an ſich ſchon der beſt
gehaßte Menſch; ſeine Aufgabe als Beamter iſt ſo ſchwierig, weil
er die Verbindung zwiſchen dem Richter und dem Publikum
herzuſtellen hat. Das Ankleben der Siegelmarke iſt ein phyſiſcher
Moment, der je nach Temperament, Stand, Erziehung des
Schuldners Schamverletzung und Aerger hervorruft, und der Ge-
richtsvollzieher, wenn er auch ſtumm ſeine Pflicht tun mußs,
empfindet es hart, wenn er unter den heutigen Verhältniſſen fein
veranlogte Menſchen kränken muß, ohne in der Lage zu ſein
ſeiner Pflicht eine gemilderte Form zu geben. Die Zweckloſigkei:
des Kuckucks iſt praktiſch dadurch dargetan, daß vielfach das Pfand-
ſiegel abgeriſſen wird, ohne daß man den Schuldner faſſen kann;
denn das Siegel kann abgefallen ſein, auch wird ſich nur ſelten
ein Gerichtsvollzieher finden, der Anzeige erſtattet, denn ſein
Herzenstakt verbietet es ihm, den bedrängten Schuldner noch
weiterhin zu ſchädigen. Nach der Geſetzgebung gilt nach An-
legung des Siegels die Pfändung als getätigt, aber dieſe Täti-
gung kann durch das Protokoll, alſo die Aufführung der Pfand-
ſtücke und die Unterſchrift des Schuldners, leicht erſetzt werden.
Es iſt Sache der oberſten Juſtizverwaltung, einem berechtigten
Wunſche, der nicht nur aus den Reihen der Gerichtsvollzieher,
der Handels-, Landwirtſchafts- und Rechtsanwaltskammern,
ſondern auch aus den breiten Schichten des Volkes heraus ent
ſprungen iſt, bei der Vorlage der zu erwartenden neuen Zivil-
prozeßerdnung Rechnung zu tragen.“ Man kann dem Schreiber
dieſer Zeilen durchaus beiſtimmen.

Kleiner Brand. Am 6. 8. 21 nachm. gegen 440 Uhr wurde
die Feuerwehr nach dem Grundſtück der Seebener Straße gerufen.
woſelbſt in einer Tiſchlerwerkſtatt der Leintkocher übergekocht und
deſſen Jnhalt in Brand geraten war. Beim Eintreffen der Wehr
war der Brand bereits von Hausbewohnern gzelöſcht. Jn einem
Grundſtücke der Thielenſtraße entſtand durch Kurzſchluß ein
Gardinenbrand, der von Hausbewohnern gelöſcht wurde.

Felddiebſtähle im Saalkreiſe. Jm Monat Juli ſind Felddieß-
ſtähle durch 57 Männer, 247 Frauen und 44 Kinder vorgenom-
men worden. Bandendiebſtähle haben im Monat Juli nicht ſtatt

nden. Die Feldhäter ſind in 9 Fällen von den Dieben be-
choſſen worden, ohne daß es gelang einen davon habhaft zu
werden.

Gröbers Straßenreinigung. Die Gemeindever-
tretung hat beſchloſſen, die durch die Gemeinde ſeit 1912 bewirkte

Rückzahlung vornimmt, um ſo mehr, als feſtſteht, daß gerade dieArbeiter, Angeſtellten und Beamten bisher die Hauptfumme der
Steuern aufgebracht haben.

St inigung einzuſtellen, ſodaß ſie wieder durch die Eigen
an die Straße angrenzenden Grundktücke zu be

wirken iſt



Ptobin; und Umgegend

Her Verrat der bürgerlichen Angeſtelltenorganiſationen.

Vereitelte rer der Herren „vom Stand“in Weißenfels. Am Montag, den 1. ſt ſag in einer öffent-
lichen Verſammlung des Afa-Bundes in Weißenfels der Redakteur
P. Lange (BVerlin) über den „geplanten Raub der Angeſtellten-
verſicherung auf die Taſchen der Angeſtellten“, und der Bezirks-
ſekretär R. Vietz (Weißenfels) über das Thema: Wie ſtellen ſich
die Angeſtellten zu der gegenwärtgen Teuerung.“ Lange gabam Anfang ſeiner daten unächſt die Entſtehung und die
Entwicklung der Angeſtelltenverſicherung bekannt. Das von ihm
vorgetragene einwandfreie ZJiffernmaterial war ein ausreichen-
der Beweis dafür, daß die Forderungen des Afa-Bundes jede Son-
n r der Angeſtellten abzulehnen und dafür die Jnva-
lidenverſicherung entſprechend auszubauen, zu beſteht. Der
Refer t übte eine berechtigte Kritik an dem geſamten Verwal-

gsgebahren der a talt für An e DieRentenſätze ſind im Verhälnis zur Jnvalidenverſicherung auf
Grund der hohen Beiträge vollſtändig ungenügend. Der Referent
chloß ſeine mit der bereits im Reichstage erhobe-
nen Forderung, die Jnvaliden- und Angeſtelltenverſicherung zu
vereinigen und zweckentſprechend auszubauen. Zum 2. Punkt
der Tagesordnung führte Bezirksſekretär Gen. Vietz aus, daß die-jenigen Gewertſchaften Recht behalten hätten, die von Anfang an

erklärt haben, daß ein Lohn- oder Gehaltsabbau erſt dann in
Frage kommen könnte, wenn Löhne und Gehälter einigermaßen
mit dem Stande der Mark und den heutigen Lebensmittelpreiſen
ausgeglichen wären. Hinzukommt, daß jetzt ſeit Wochen wieder-
um eine Aufwärtsbewegung aller Preiſe zu bemerken iſt, und die
ſoviel geprieſene freie Wirtſchaft keine Verbilligung, ſondern höch-
ſtens eine Verteuerung gebracht hätte. Die amtlich ermittelten
Jndex- Ziffern bewegen ſich ſeit einigen Monaten ebenfalls nach
oben. Die Arbeitgeber, die bereits zu dieſer Frage ge
nommen haben, kommen ebenfalls zu der Einſicht, daß man ſich be
rechtigten Lohn- und Gehaltsforderungen nicht verſchließen könne.
Wenigſtens iſt dies bereits durch ein Rundſchreiben den Mit-
gliedern bekannt gegeben worden. Aus allen dieſen Gründen
habe der Afa-Bund in Weißenfels ſich veranlaßt geſehen, mit den
bürgerlichen Angeſtellten-Organiſationen in Verbindung zu tre-
ten und eine Kündigung des Gehaltstarifs zu empfehlen. Leider
ließen es dieſe „Gewerkſchaften“ wie immer an dem notwendigen
Rückgrat fehlen und erklärten, daß jetzt noch nicht die Zeit ge-
kommen ſei. Der Redner wies daraufhin, daß die Arbeitgeber
nie für Rückdatierungen bei Tarifverhandlungen zu haben ſeien
und bedeutete die Stellungnahme der ge e n Organiſationen
einen großen Verluſt für die Taſchen der Angeſtellten. Wenn nun-
mehr erſt die Kündigung des ltstarifes am 31. Auguſt erfolgt,
dann werden die neuen Gehaltsſätze nicht vor dem 30. September
in Kraft treten. Er wies darauf hin, daß der Reichstarif der
Schuhmacher bereits am 25. Juli gekündigt ſei. Jn anderen Städ-
ten ſeien ebenfalls die Tarife gekündigt. Am Schluſſe ſeiner

forderte er die ſehr zahlreich vertretenen kauf-
männiſchen und techniſchen Angeſtellten auf, zu dieſer Frage in
entſcheidender Form Stellung zu nehmen. Um nun
viel Angeſtellten Gelegenheit zu geben, zu beiden Referaten Ste
lung zu nehmen, hatte der Afa-Bund eine Redezeit von 15 Minu-
ten feſtgeſetzt. Der Deutſchnationale Handlungsgehilfen-Verband
hatte ſeine Mitglieder extra per Karte aufgefordert, an der Ver-
ſammlung teilzunehmen. Die Zwiſchenrufe während der beiden
Referate ließen erkennen, daß man verſuchte, auf Seiten der
Deutſchnationalen Handlungsgehlfen die Verſammlung zu ſpren-

en an ihre Mitglieder verſchickte Karte hatte folgenden
ortlaut:

„Kolleginnen! Kollegen!
Am Montag, den 1. Auguſt, ſpricht im Volkshaus in öffent-

licher Verſammlung Kommuniſt Paul Lange über das irre-
führende Thema „Der Raub der Angeſtelltenverſicherung auf die
Taſchen der Angeſtellten“.

Wegen bedeutender Gegenredner haben wir uns bemüht,
zu deren Unterſtützung jeder Kollege und jede Kollegin unbe
dingt erſcheinen muß!

Deutſchen Gruß!

D. H. V. D. B. V.Schrader-Meyer. Voigt.“
Es meldete ſich als erſter „bedeutender“ Gegenredner der

Deutſchnationale Hartz (Halle). Er verlangte für ſeine Perſon
eine Redezeit von einer Stunde und erwartete von der Verſamm-
lungsleitung, daß er dieſe Redezeit ohne Weiteres zugebilligt er-
halte, da er an einer Abſtimmung kein habe. Als ihm
dies verweigert wurde, forderte er ſeine Mannen auf, mit ihm den
Saal zu verlaſſen und ſich in Schumanns Garten am gleichen
Abend ſeine Ausführungen anzuhören. Ungefähr 70 Perſonen ver-
ließen den Saal, währenddem der Reſt, über 200 Perſonen, im
Saal verblieb. Würde dem Wunſche des Herrn ars entſprochen
worden ſein, ſo hätte der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten, der
ſich ebenfalls zwei Herren nach Weißenfels verſchrieben hatte und
zwar Herr Meinel (Halle) und ein anderer Verbandsangeſtellter
aus Leipzig, nicht zu Worte kommen können. Mit der Ausſprache
wurde punkt 10 Uhr begonnen und wäre es den beiden Refe-
renten unmöglich S en, auf die in der Ausſprache aufgewor-fenen Fragen im S wort Bezeichnend iſt, daß ein

V. W. A.
Kallenowski-Stüber.

großer Teil der Mitglieder der D. H. V. wie auch des G. D. A. der
Aufforderung des Herrn Hartz nicht folgten, ſondern in der Ver-
Jammlung der Afa verblieben. Nachdem die Herren den Saal
verlaſſen hatten, meldete ſich ein Herr Vogel zum Wort. Ver-
ſchiedene n hatten bei dieſen Ausführun-gen das Gefühl, daß Redner ein beauftragter, wenn nicht gar ein
angeſtellter derredner der Reichsverſicherungsanſtalt für An-
geſtellte iſt. Er ſprach davon, daß er in letzter Zeit in Mittel
deutſchland an mehreren AfaVerſammlungen, in denen gegen
die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, bzw. gegen die An
geſtelltenverſicherung Stellung genommen würde, teilgenommen
habe. Er h das von Kollegen Lange angeführte Mate-
cial zu entkräften und führte Beiſpiele an, die höchſtens für das
Material r ſprachen. Kollege Lange konnte ſich deshalb
in ſeinem Schlußwort ſehr kurz und empfahl dem Herrn
Vogel, eine beſſere Kenntnis in den Sozialve-ſicherungsfragen

chaffen, damit er in der Lage iſt, den Angeſtellten in ſolchen
erſammlungen ein Eg Ah Urteil abzugeben. Lange be

nutzte die von dem Diskuſſionsredner angeführten Beiſpiele, um
zu zeigen, daß er durchaus berechtigte Kritik geübt habe. Den
Ausführungen folgte ein lebhafter Beifall. Kollege Vetz empfahl
in ſeinem Schlußwort folgende Entſchließungen zur Annahme:

1. „Die am 1. Auguſt im Saale des „Stadttheaters“ in
Weißenfels verſammelten Angeſtellten J gegen die
Annahme der dem Reichstage vorliegen ovelle zum An
geſtelltenverſicherungsgeſetz Die Erfahrung hat gezeigt, daß
die Jnvalidenverficherung ihren Verſicherten bei weſentlich ge
ringeren Beiträgen weit höhere Leiſtungen als die Angeſtellten-
verſicherung gewährt. Auch die Verwaltungskoſten der Jnva-
lidenverſicherung ſind geringer. Das Verhältnis wird bei einer
h günſtiger werden, da der umſtändlicheund koſtſpielige Verwaltun parat der rdann ſie wird. Angeßi ts dieſer Tatſachen, fordern die
r raten Reichstag auf, folgendes zu beſchließen: Die

regierung zu erſuchen, ſpäteſtens bis Ende dieſes Jahres demReichstag einen Geichentwnrf zugehen zu laſſen, der unter Wah

rung der von den Angeſtellten erworbenen Rechte die Verſchmel-
zung der Angeſtellten- mit der Jnvalidenverſicherung bringt,
mit dem bisherigen Prinzip des Prämiendurchſchnittsverfahrens
bricht und den Verſicherten eine maßgebende Mitwirkung

2. „Die heute im Stadttheater verſammelten Angeſtellten
ſind zu der Ueberzeugung gekommen, daß die heutigen und kom
menden Teuerungsverhältniſſe eine unbedingte Reviſion des
e e Ortstarifs verlangen, und beauftragen die An

Uten-O onen, die dazu notwendigen Schritte zu

unternehmen. Die Angeſtellten ſind Gegner jeder Verzögerung
und erklären ſich mit einer Kündigung des Ortstarifs durch den
Afa-Bund einverſtanden.

Die Entſchließungen wurden rinſtimmig angenommen, ſelbſt
die noch anweſenden Mitglieder des D. H. V. und G. D. A. ſtimm-
ten dafür. Der Deutſchnationale Handlungsgehilfenverband hielt
es für notwendig, über die mißlungene Sprengung und über die
Frrtſetung dieſer Verſammlung in Schumanns Garten dem hie-
ſigen Tageblatt einen Bericht einzuſenden. Jn dieſer Verſamm-
lung hat der Standesdünkel wieder wahre Orgien gefeiert. Eine
Vereinigung der Hand und Kopfarbeiter könne es nicht geben,
weil die Angeſtellten beſondere Standesintereſſen Nach
dem Bericht des Tageblattes hat Hartz in dieſer Verſammlung er-
klärt, daß die Angeſtellten keine Luſt hätten, ſich unter die Bot-
mäßigkeit der Handarbeiter zu ſtellen. Das Verhalten der „Stan-
desherren“ in der Verſammlung im Stadttheater hat aber gezeigt,
daß ſie in punkto Anſtand vom Arbeiter noch ſehr viel lernen
müſſen. Die Verſammlung war für den Afabund ein voller Erfolg
und beweiſen ja auch bereits die inzwiſchen eingegangenen An-
meldungen beim Zentralverband der Angeſtellten, daß die An-
geſtellten trotz der guten Ermahnung des deutſchnationalen Harztz,
nicht mehr gewillt ſind, die Harmonieduſelei der gegneriſchen An-
geſtellten-Organiſationen mitzumachen.

Jn einem „Ein a im Weißenfelſer Tageblatt macht jetzt
ein Herr Ortmann ſeinem bedrängten Herzen Luft und em n
die Einigung der Angeſtellten. Er iſt aber mit der Taktik des
Afa-Bundes wie auch mit der der S
nicht zufrieden. Er ruft beiden Organiſationsri tun en zu:
„Einigt euch, ſucht Anbahnung, reicht euch die Hände.“ Wir kön
nen dem Herrn Ortmann nur das Eine ſagen, die Einigung wird
ſehr ſchnell vollzogen ſein, indem wir die Angeſtellten über das
verräteriſche Treiben der deutſchnationalen Organiſation aufklären
werden. Es iſt nicht die Aufgabe des Afa-Bundes nur Gehalts-
und Lohnpolitk zu treiben, ſondern mehr wie bisher die Ange-
ſtellten zu erziehen und ſie zur Teilnahme an der Umgeſtaltung
des geſamten Wirtſchaftslebens zu bewegen ſuchen. Es iſt jetzt
erwieſen, iſt der D. H. V. und G. D. A. lediglich verhindern
wollten, in dieſer Verſammlung über die Tariftündigung einen
Beſchluß herbeizuführen. Das ganze Verhalten dieſer Verbände
in den Tagen vor der Verſammlung iſt hierfür der beſte Beweis,
und die Angeſtellten können ſich bei dieſen „Führern“ bedanken,
wenn die Tarifbewegung um ſo und ſo viel Wochen ſpäter zu
Ende geführt wird.

Sangerhauſen Mansfelder See- und Gebirgskreis,
Eisleben. Die hieſigen Buchdrucker und die

neue Teuerungszulage. Jn einer am Sonnabend ſtatt-
gefundenen Mitgliederverſammlung nahmen die Buchdrucker in
ziemlich ſcharfer Weiſe Stellung zur Erhöhung der Wirtſchafts
beihilfe, die durchweg als nicht befriedigend betrachtet wurde. Die
einmütig zum Ausdruck gelangte Stimmung gipfelte in folgender
Reſolution: „Der Ortsverein Eisleben im Verbande der Deutſchen
Buchdrucker iſt einmütig der Auffaſſung, daß mit der bisherigen
Methode, der herrſchenden Teuerung durch groſchenweiſe Zulagen
zu ſteuern, unter allen Umſtänden gebrochen werden muß. Er er
wartet, zur Beendigung der übergroßen Not der Gehilfen, von
den nächſten Verhandlungen eine Zulage von mindeſtens 50 Mark
wöchentlich. Sollte dieſer Ausgleich an der ſozialen Verſtändnis-

der Prinzipale ſcheitern, ſo iſt der Streik unverzüglich
in die Wege zu leiten.“ Mit der Annahme dieſer Reſolution iſt
der Geduldsfaden der Buchdrucker am Zerreißen angelangt. Sie
haben ſich zunächſt auf 50 Mark was lediglich zum Aus
druck bringen ſoll, beim nächſten Male einen gehörigen Sprung
nach vorwärts zu tun. Andernfalls zieht man lieber ein eventl.
wochenlanges Hungern dem Hunger in Permanenz vor. Auf der
einen Seite die Befriedigung ſo ziemlich aller Wünſche, auf der an
dern ein Leben im Schatten ohne Ende, das hält auf die Dauer
ſchließlich kein Vieh, viel weniger ein hochqualifizierter Arbeiter
aus. Die Sturmzeichen melden ſich alſo!

Die Mädchenvolksſchule frei! Das iſt die
Loſung des Tages, die mit allem Nachdruck erhoben wird. Jm
Hintergrunde lauert das Geſpenſt des Schulſtreiks. Trotz
oller bisher gezogenen Regiſter iſt die Mädchenvolksſchule. auch
über die Ferienzeit von der Schupo beſetzt geblieben, trotz ge
gebener Verſprechen von maßgebender Stelle, die Räumung be-ſtimmt vornehmen zu laſſen. Es ging denn auch ein ziemlich lautes

Raunen durch die Arbeiterkreiſe und dieſes Grollen aus dem
„Gewimmel in der Tiefe“ mag wohl auch die Regierung ver-
nommen haben. Am Sonnabend nachmittag erſchienen ihre Ver
treter auf dem Rathaus und hatten Beſprechungen mit dem
Magiſtrat, den Vertretern der Arbeiterſchaft (Stadtverordneten),
den Vertretern der Lehrerſchaft und dem Elternbeirat. Die Re-

ihrerſeits betonte, keinen Tag länger als nötig die
Mädchenvolksſchule benutzen zu wollen. Demgegenüber wurden
poſitive Erklärungen erwartet, daß mindeſtens ſofort nach den
W die Räumung vor ſich gehen müſſe, um dann ſchleunigſt die

enovierung vornehmen zu können. Die durchaus ſachlich ver-
laufenen und von ernſtem Willen getragenen Verhandlungen
hatten das Ergebnis, daß mit dem 11. Auguſt der obere Teil der
Schule geräumt wäird, mit dem 15. Auguſt der untere und damit
die geſamte Schule Die Schupo ſoll untergebracht werden in der
„Wartburg“ und in der Loge, die beide vom Wohnungsamt zu
beſchlagnahmen wären. Es wird natürlich ziemliches Hallo geben,
doch vor ſolchem künſtlich erzeugten Spektakel darf ſich keine Be
hörde ſchrecken laſſen. Die Arbeiterſchaft hat durch die Belegung
der Mädchenvolksſchule genügend Opfer gebracht, jetzt kann die
andere Seite auch mal zeigen, was ſie kann. Es hilft alles weiter
nichts, die Schule muß frei werden und an dem eventl. Wider
ſtand gegenüber der Beſchlagnahmung der Wartburg und der Loge
darf der Wille nicht zuſchanden werden. Die Zukunft des Volkes
ſteht über den Jntereſſen einzelner exkluſiver Schichten!

Schwerer Gefahr entronnen! Vorgeſtern fuhr
ein Radfahrer im Tempo die abſchüſſige Bahnhofſtraße an der
Stelle herunter, wo dieſelbe in die Halliſche Straße mündet. Zu
derſelben Zeit kamen in gleicher Linie ein tutendes Auto und die
klingelnde Elektriſche angefahren. Es fehlte nicht viel und der
Radfahrer fuhr in beide hinein. Jn ſeiner Not fuhr er gerade
aus, über den Bordſtein, ſtreifte um Haaresbreite den Maſt der
Elektriſchen und brach dann ſtürzend unter ſeinem Rad vor dem
ehemaligen Hotel Kaiſerhof zuſammen. Zum Glück hatte er keinen
Schaden genommen. Dieſer Sturz, der dem Radler ſehr gefährlich
werden konnte, mag als Warnung dienen, die Straßen in vor
ſchriftsmäßigem Tempo zu durchfahren.

Helfta. Fahr läſſige Tötung. Am Sonnabend, den
6. d. M., nachmittags um 4.15 Uhr wurde der 13jährige Schul
knabe Walter Kiewug, durch den etwa 15jährigen Präparanden
Rudolf Berger, Sohn des Lehrers Berger, ungewollt, jedoch in
höchſt leichtfertiger Weiſe beim Schießen nach Spatzen mit einemMinimeter Teſching erſchoſſen. Der Präparand Berger war da

mit beſchäftigt, auf dem Schulhofe nach Sperlingen zu ſchießen.
Reugierig und durch das ießen angelockt, geſellten ſich mehrere
Kinder, darunter der Erſchoſſene zu ihm. Berger wollte die Kin-
der vom Hofe jagen und ging mit dem Teſching unterm Arme
und die Hand am Abzu igel, mit den Worten: „Weg oder ich
ſchieße mit Kraft!“ auf dieſe zu. Dabei entlud ſich der Schuß und
traf den kleinen Kiewug aus 3 Meter Entfernung tödlich in die
Bruſt. Der Unglücksfall iſt um ſo bedauerlicher, als der 13jährige
Kiewug die einzige Stütze ſeiner Mutter, der Witwe Kiewug,
werden ſollte. Die Mutter iſt nun um ihre fnung betrogen.
Die Eltern des Berger ſind zurzeit verreiſt und kehren erſt heute
(Sonntag) zurück. Der Täter iſt inzwiſchen auf Veranlaſſung des
Herrn Amtsrichters dem Amtsgerichtsgefängnis zugeführt worden.
Auf dem Wege nach dem Amtsgerichtsgefängnis äußerte er ſich,
daß er nun, ſoweit es in ſeinen Kräften ſtände, für die hinter
bliebene Mutter ſorgen wollte. Hoffentlich bleibt er ſeinem Vor
ſatz treu. Dieſer Vorfall lehrt wieder einmal, daß man nicht mit
Schußwaffen, auch wenn es 2 nur um ſolche mit ganz geringerDurchſchlagskraft handelt, leichtſinnig umgehen ſoll. Am alt

wenigſten ſollen ſolche Waffen Kindern zugänglich gemacht werden.
Hettſtedt. 2000 Mark Belohnung. Am 31. 7. 21, in
eit von 6--9 Uhr z von Perſonen

n, re
der
kraftwagen auf dem Wege von Burg,

leben, Hettſtedt, Mansfeld, Sangerhauſen und
koſffer, die hinten zſgelgnan. waren, verlore
gelber Lederkoffer, Zentimeter, mit 2
halt; 2. ein brauner Koffer imitiertem Leder, 60meter, mit 2 Schlöſſern und Vntoſt Zweckdienliche Meldung

werden an die hieſige Polizeibehörde, Zimmer Nr. 8, erbeten.

Torgau Liebenwerda.

Uebigan. Stadtverordnet i AnweſenS Magiſtratemitglieder un Af l äeh J. Du
Nieder
2. Die rüfung der Stadtkaſſe wird zur Ei herugereicht. 3. Der Fortbildungsſchulkaſſe wird u erteilt
4. Beſoldungsregelung. Der Bezirksausſchuß hat daß
der Einreihung des Polizeiwachtmeiſters in Kl. 3 der

eine

re Weg r abgelehnt i daße dem er eordnung en nſtehe. aauf Antrag des Stv. Gen. Mannke VWenr er ben werd
da andere Städte dieſe Steuer ebenfalls einge

z luß r r Stv. Gen. r Bergees Jnnern Beſchwerde zu erheben, e Bo avilla für den iſchen Teſantten vom n Amt
Beſchlag belegt worden iſt. 6. Geſuch der S Dieſe hat
erſucht, ihr das eingenommene Standgeld vom ſtädtiſchen Gelände

r x e v W v e die ſchon eineroße Einnahme durch die Vergnügungsſteuer e.annke beantragt, das Geſuch abontehnen, mit indeng
daß wir auf der einen Seite nicht wiſſen, wo wir Geld hernehmen
ſollen, und auf der anderen Seite würden Geſchenke gemacht. Der
Antrag wird mit 7 gegen 4 Stimmen abgelehnt. 7. Anltellung
einer Gemeindeſchweſter. Die Verſammlung iſt einſtimmig der
Anſicht, daß dies W wie möglich müſſe. 8. Verſchiedene
keine Anfragen bilden den Schluß der Sitzung. Die Punkte 5 u.
werden an dieſer Stelle noch eingehend behandelt werden.

Kröbeln. Kinderfeſt. Auch in unſerem, früher tieſ-ſchwarzen Neſt haben wir Fuß gefaßt. von uns veranet
tete Kinderfeſt wurde ein voller Erfolg für unſere Nur
weiter ſo in Einmütigkeit gehandelt. Damit erweiſen wir der
Sache des Proletariats einen guten Dienſt. Allen Genoſſinnen und
Genoſſen für ihre freudige Mitwirkung ſagen wir den beſten Dant

Ruhla vor dem Konkurs. em das in unſerem
liegende Städtchen Löbejün ſeinen Konkurs gemeldet e
ihm das thüringiſche Städtchen Ruhla auf dieſem verhängnis
vollen Wege. Die erſt vor einem Jahre dem Eiſenacher Bezirk
vollſtändig zugeſprochene Stadtgemeinde Ruhla, bekannt durh
ihre Uhren und Meerſchauminduſtrie, iſt in großen Geldnöten.

ie der Bürgermeiſter König im Gemeinderate mitteilte, iſt die
Stadtkaſſe nicht imſtande, in der nächſten e irgendwelche
Löhne und Gehälter auszuzahlen. Eine Bank, die. bisher Vor
ſchüſſe gegeben hat, erklärte, nicht mehr in der Lage zu ſein der
Stadt fernerhin Kredit zu geben.

Aus Alle Welt.
Berlin. Großes Schadenfeuer. Auf d v

gelände nordweſtlich von Müncheberg brannte eine dem Obſt
und Heimſtättenverein „Freiland“ in Neukdölln gehörige gro
Dampfſägerei mit allen Nebenwerkſtätten und großem Holz
vorrat völlig nieder. Der Schaden wird auf rund eine halbe
Million Mark geſchätzt.

Hamburg. Der Mörder Tiſzas verhaftet. Sonn
tag wurde hier der Mörder des ungariſchen Miniſterpräſidenten
Tiſza, der frühere Offizier Czſermyak verhaftet. Die Polizei
war auf den ſeit langem hier arbeitenden Cz. durch ſejnen
umfangreichen poſtlagernden Briefwechſel aufmerkſam geworden.

Franukenthal, 8. Aug. Ein Amerikaner wegen ver
ſuch ter Beſtechung beſtraft. Der amerikaniſche Che
miker Dr. Lanſtane erhielt wegen verſuchter Beſtechung eines
Chemikers der Badiſchen Anilin- und Sodafabriken in Ludf
wigshafen vier Monate Gefängnis.

Paris. Raubüberfall im Schnellzug. Jn der
Freitag nacht iſt ein neues Attentat in einem Schnellzug verübt
worden. Jm Schnellzug Le Havre-Paris wurde um vier Uhr
morgens der ſchweizeriſche Staatsangehörige Ebener überfallen
und ſeiner Brieftaſche beraubt, die 800 Franken und ſeine
Papiere enthielt. Obwohl ein anderer Reiſender ihm zu Hilfe
kam, gelang es dem Banditen, die Notbremſe zu ziehen und
aus dem Zuge zu entfliehen. Er iſt jedoch ſpäter verhaftet
worden.

San Franzisco, 7. Aug. Ein Dampfer geſunken.
Der Dampfer Alaſon, der mehr als 200 Fahrgäſte an Bord
hatte, iſt vor Eureka (Kalifornien) geſungen. Zwei vollbeſetzt

Anklihe Bekanntmachungen für Halle a.d.6.

Bekanntmachung.
Verkauf und Abbruch der Bedürfnisanſtalt

am Ranniſchen Platz.
Verdingungstermin am 12. Auguſt 1921, 10 Uhr vormittags

pgrnoſtraße 6, Zimmer 106. Bedingungen ebendort einzu

Halle, den 8. Auguſt 1921.
Städtiſches Hochbauamt.

Bekanntmachung

betr. Milchkarten.
Unter Hinweis auf unſere Bekanntmachung vom 15. Juli 1021

machen wir nochmals darauf aufmerkſam, daß die Milchhändler
in erſter Linie Milch an die im Beſitze des Stammes der bis
T. Milchkarten befindlichen verſorgungsberechtigten Per
onen r haben.Zuwiderhandlungen ziehen auf Grund unſerer Verordnune
vom 30. Mai 1921 Beſtrafung nach ſich.

Halle, den 2. Auguſt 1921. Der Magiſtrat.
Amtliche Bekanntmachungen für Eisleben.

Bekanntmachung.
Der ſtädtiſche Obſtverkauf wird Dienstag, den 9. Auguſt, fort

geſetzt.

Der Magiſtrat.Eisleben, den 8. Auguſt 1921.
Gültigkeit der Einmachezuckermarken.

Die Marken der erſten Rate der Einkochzucker Verteilung ver
lieren mit dem 6. Auguſt 1921 ihre Gültigkeit. Die der zweiten
Rate ſind bis zum 31. Auguſt d. J. mit Zucker zu beliefern. Nach
dieſen Verfalltagen belieferte Marken dürfen von den Klei
händlern t mehr eingelöſt werden.

e J en Des Kreisausſchuſſes.
ex VorJ. V.: Dr. Wandersleb, Regierungsreferendar.

ft der letzten Sitzung wird verleſen und genehmigt
ahme

entgegenzuſtellen ſei, da die örtlichen Verhältniſſe
re Eipluſüng nicht bedingen. 5. Abgelehnte Wohnuluxusſteuer. Der Bezirksausſchuß Fat die See aung zur e
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